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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 

(fraktionslos) 


Welche sorbischen Kultureinrichtungen und 
ähnlichen Institutionen wurden, insbesondere 
hinsichtlich ihrer Fördermittelverwendung und 
Förderwürdigkeit in den letzten zehn Jahren 
im Auftrag der Bundesregierung begutachtet 
(Auflistung nach Jahr, Einrichtung und Gut- 
achter)? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann 

vom 13. Mai 2008 

Im Auftrag der Bundesregierung wurde nachstehende Prüfung veran- 
lasst: 


Jahr 

Einrichtung 

Gutachter 

2002/2003 

Stiftung für das sorbische 
Volk und die von der 
Stiftung geförderten 
Einrichtungen 

Bundesverwaltungsamt 


2. Abgeordneter 
Henry 
Nitzsche 
(fraktionslos) 


Wie hoch waren die jährlichen Kosten für die 
in Frage 1 genannten Begutachtungen in den 
letzten zehn Jahren (Auflistung nach Jahr, Ein- 
richtung und Gutachter? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann 

vom 13. Mai 2008 

Die Prüfung wurde im Rahmen der dem Bundesverwaltungsamt oblie- 
genden Aufgaben durchgeführt. Der Stiftung für das sorbische Volk 
sind im Zusammenhang mit der erwähnten Prüfung keine Kosten ent- 
standen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordnete 

Dr. Uschi 
Eid 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass laut äthiopischer Regierung der Ver- 
teidigungshaushalt nicht bei 17 Prozent - wie 
in meiner schriftlichen Frage 4 auf Bundestags- 
drucksache 16/8580 angegeben -, sondern bei 
1,7 Prozent liegt, und gehe ich daher recht in 
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der Annahme, dass das Auswärtige Amt zur 
Beantwortung meiner Frage nicht gründlich 
recherchiert hat? 


Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silberberg 
vom 13. Mai 2008 

Nach Angaben des äthiopischen Premierministers Meies Zenawi wur- 
de das Verteidigungsbudget um rund 17 Prozent aufgestockt. Bezogen 
auf den Gesamthaushalt Äthiopiens mache diese Steigerung allerdings 
nur 1,7 Prozent aus. Der Anstieg des äthiopischen Verteidigungshaus- 
halts - unabhängig davon, ob die absolute Steigerung oder die Steige- 
rung des Anteils am Gesamthaushalt betrachtet wird - ist nach Ein- 
schätzung der Bundesregierung, wie in der Antwort auf Ihre schriftli- 
che Frage auf Bundestagsdrucksache 16/8580 ausgeführt, Ausdruck 
der konfliktträchtigen Lage am Horn von Afrika. 


4. Abgeordnete 

Dr. Uschi 
Eid 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Weise wurde der Vorschlag der 
äthiopischen Regierung zur Gründung einer 
gemeinsamen Kommission zur Untersuchung 
der Vorwürfe, die äthiopische Regierung wür- 
de den Empfang des amharischen Programms 
der Deutschen Welle durch Störsender behin- 
dern, angenommen und weiterverfolgt? 


Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silberberg 
vom 13. Mai 2008 

Die Störungen des amharischen Programms der Deutschen Welle ha- 
ben seit Mitte März 2008 aufgehört, nachdem sich die Bundesregie- 
rung gegenüber der äthiopischen Seite auf verschiedenen Ebenen, ein- 
schließlich eines Telefonats der Bundeskanzlerin, Dr. Angela Merkel, 
mit Regierungschef Meies Zenawi, für einen störungsfreien Betrieb 
der Deutschen Welle eingesetzt hat. Die Einrichtung einer gemeinsa- 
men Kommission zur Untersuchung dieser Störungen erscheint somit 
nicht mehr notwendig. 


5. Abgeordnete 

Monika 
Knoche 
(DIE LINKE.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, dass der geplante nationale Sicherheits- 
rat die Möglichkeit bekommen soll, deutsche 
Truppen ohne ein Mandat des Bundestages ins 
Ausland zu schicken, und welche Änderungen 
des Parlamentsbeteiligungsgesetzes sollen hier- 
für laut des Vorschlages umgesetzt werden? 


6. Abgeordnete 

Monika 
Knoche 
(DIE LINKE.) 


Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung über den geplanten nationalen Sicher- 
heitsrat bezüglich der militärischen Sicherung 
von Rohstoffen und deren Organisation vor? 
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Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silberberg 
vom 13. Mai 2008 

Die Idee zur Schaffung eines nationalen Sicherheitsrates wurde in 
einem Strategiepapier der Fraktion der CDU/CSU entwickelt. Dieses 
Strategiepapier wurde nicht im Kreise der Bundesregierung abge- 
stimmt. 


7. Abgeordneter 

Patrick 

Meinhardt 

(FDP) 


Welche konkreten Daten hat die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Zahl der Schülerinnen 
und Schüler deutscher Staatsangehörigkeit, die 
im EU-Ausland eine kostenpflichtige Schule 
besuchen, der Höhe des jeweiligen Schulgeldes 
und der finanziellen Belastung der Eltern- 
häuser? 


Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silberberg 
vom 15. Mai 2008 

Der Bundesregierung liegen Zahlen nur für den Bereich vor, der von 
deutscher schulischer Arbeit im Ausland als Bestandteil der Auswärti- 
gen Kultur- und Bildungspolitik betreut und gefördert wird. Danach 
besuchten 7 145 Schülerinnen und Schüler mit deutscher Staatsbürger- 
schaft im Jahr 2007 die 33 in der EU befindlichen Deutschen Aus- 
landsschulen. Die Schulgelder sind nach den Gegebenheiten der jewei- 
ligen Sitzländer unterschiedlich hoch. Der Anlage können die Regel- 
schulgelder der 33 Deutschen Auslandsschulen in der EU entnommen 
werden. Bei einigen Schulen gibt es gesetzliche Restriktionen (s. Null- 
Werte). Zum Schulgeld kommen ggf. noch zusätzliche Beiträge für 
Lehrbücher, extracurriculare Veranstaltungen, Förderunterricht, 
Nachhüfeunterricht, Schülertransport, Schulspeisung, Lehrmittel/ 
Schulbücher. Hierzu liegen der Bundesregierung keine Daten vor. 
Aus sozialen Gründen kann durch die jeweiligen Schulvereine eine 
Reduzierung der Höhe des Schulgeldes gewährt werden. 



33 Deutsche Auslandsschuten im EU'-Austand 
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8. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Wie viele private Sprachschulen für Deutsch- 
unterricht gibt es neben den 117 Auslandsschu- 
len weltweit (bitte nach Ländern differen- 
ziert)? 


Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silberberg 
vom 15. Mai 2008 

Der Bundesregierung liegen Zahlen nur für den Bereich vor, der im 
Rahmen der deutschen schulischen Arbeit im Ausland als Bestandteil 
der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik betreut und gefördert 
wird. In dieser Kategorie gibt es neben den privat getragenen 117 
Deutschen Auslandsschulen 171 private Sprachschulen mit Deutsch- 
unterricht. Die Länderaufschlüsselung ist der Anlage zu entnehmen. 
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9. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


In welcher Form werden diese privaten 
Sprachschulen als kostengünstiges und effi- 
zientes Schulangebot für verstärkten Deutsch- 
unterricht anerkannt, gefördert und (z. B. über 
die Webseite des Bundesverwaltungsamts 
(BVA)/Zentralstelle für Auslandsschulwesen 
(ZfA) bekannt gemacht? 
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Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silberberg 
vom 15. Mai 2008 

Diese privaten Sprachschulen werden in der Regel durch Fachberater 
des Bundesverwaltungsamts - Zentralstelle für das Auslandsschulwe- 
sen - (BVA/ZfA) fachlich betreut und beraten. Sie bieten nationale 
Schulabschlüsse an, die um den deutschen Sprachabschluss „Deut- 
sches Sprachdiplom der Kultusministerkonferenz (DSD)“ ergänzt 
werden, und richten sich an einheimische Schülerinnen und Schüler, 
nicht jedoch an deutsche Staatsangehörige. 

Eine Bekanntmachung des Angebots dieser privaten Sprachschulen 
obliegt daher den jeweiligen Schulen im Ausland und ist in Deutsch- 
land z. B. auf der Homepage der ZfA nicht angezeigt. 

Diese privaten Sprachschulen sind von deutscher Seite (Bund-Länder- 
Abschluss für die schulische Arbeit im Ausland) als Prüfungsschulen 
anerkannt, die das DSD anbieten bzw. in naher Zukunft anbieten wer- 
den. Neben der fachlichen Betreuung werden diese privaten Sprach- 
schulen finanziell durch Lehrmittelspenden und ggf. personell mit 
Bundesprogrammlehrkräften unterstützt. 

Das Gesamtvolumen für diese finanzielle Förderung im Rahmen des 
deutschen Auslandsschulwesens beläuft sich für diese privaten Sprach- 
schulen im Haushaltsjahr 2008 voraussichtlich auf rund 2,3 Mio. Eu- 
ro. Davon ist für die personelle Förderung in Form des Einsatzes von 
Bundesprogrammlehrkräften (im Jahr 2008 rund 40 Bundespro- 
grammlehrkräfte) ein Zuwendungsvolumen von ca. 1,8 Mio. Euro vor- 
gesehen. Der Betrag variiert je nach Bedarf und hängt im Wesentli- 
chen von Größe und Leistungen der jeweiligen Sprachschule ab. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


10. Abgeordnete 

Gisela 

Piltz 

(FDP) 


Wieso ist die Praxis in den Bundesbehörden 
hinsichtlich der Speicherung von IP-Adressen 
bei Besuch der Internetseiten so unterschied- 
lich (das Bundesministerium der Justiz sowie 
das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung speichern keine IP-Adressen im Gegen- 
satz zu den anderen), wenn laut Aussage der 
Bundesregierung die Speicherung der IP-Ad- 
ressen insbesondere aus Sicherheitsgründen 
notwendig ist, um den kontinuierlich massiven 
und hoch professionellen Angriffen auf allen 
Internetseiten der Bundesministerien und der 
nachgeordneten Behörden etwas entgegenzu- 
setzen (vgl. dazu Antwort der Bundesregierung 
zu Frage 7 der Kleinen Anfrage der Fraktion 
der FDP „Registrierung von Website-Besu- 
chern des Bundeskriminalamtes“, Bundestags- 
drucksachen 16/6686, 16/6884)? 
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11. Abgeordnete Welche Schlüsse bzw. Konsequenzen zieht die 

Gisela Bundesregierung aus der Prüfung des Urteils 

Piltz des Amtsgerichts Mitte, Berlin, bzw. der Beru- 

(FDP) fungsinstanz Landgericht Berlin vom 6. Sep- 

tember 2007 (Az.: 23 S 3/07, vorgehend AG 
Berlin Mitte, vom 27. März 2007, Az.: 5 C 
314/06) für die Speicherung von IP-Adressen 
auf den Internetseiten der Bundesministerien 
bzw. der nachgeordneten Behörden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 9. Mai 2008 

Die Verantwortung für den Betrieb der Informationstechnik (IT) der 
Behörden liegt grundsätzlich bei dem jeweiligen Ressort. Ausreichen- 
de Maßnahmen für die IT-Sicherheit der Systeme sind im Rahmen 
der Beschlüsse des Bundeskabinetts durch die Ressorts umzusetzen. 
Im Falle der IP-Datenspeicherung wird - auch im Hinblick auf die in 
der Frage angeführte Rechtsprechung - eine einheitliche Praxis ange- 
strebt, welche die datenschutzrechtlichen Anforderungen und die Fra- 
gen der IT-Sicherheit gleichermaßen berücksichtigt. Um hierfür eine 
Grundlage zu legen, hat sich der Beauftragte der Bundesregierung für 
Informationstechnik an den Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit gewandt, um eine gemeinsame Empfeh- 
lung für den Umgang der Bundesverwaltung mit diesen Daten zu er- 
stellen. 


12. Abgeordneter 
Wolfgang 
Wieland 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Fälle von versuchten oder vollende- 
ten so genannten Onlinedurchsuchungen 
durch deutsche Amtsträger sind der Bundes- 
regierung bekannt, und zu welchem Zeitpunkt 
wurden diese jeweils begonnen? 


13. Abgeordneter 
Wolfgang 
Wieland 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welcher Rechtsgrundlage wurden die der 
Bundesregierung bisher bekannten versuchten 
oder vollendeten so genannten Onlinedurchsu- 
chungen durchgeführt, und in wie vielen dieser 
Fälle kam es aufgrund unzureichender gesetzli- 
cher Grundlagen, unzulässigem Einsatz oder 
unzulässiger Anordnung der Maßnahme zu 
straf- oder disziplinarrechtlichen Maßnahmen 
gegen die anordnenden oder durchführenden 
Mitarbeiter? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 9. Mai 2008 

In einem Ermittlungsverfahren wegen landesverräterischer und ge- 
heimdienstlicher Agententätigkeit hat der Ermittlungsrichter des Bun- 
desgerichtshofes auf Antrag der Bundesanwaltschaft mit ausführlich 
begründetem Beschluss vom 21. Februar 2006 (StV 2007, 60; wistra 
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2007, 28) gemäß den §§ 102, 105 Abs. 1 der Strafprozessordnung 
(StPO) die Durchsuchung des von dem Beschuldigten benutzten Per- 
sonalcomputers, insbesondere der auf der Festplatte und im Arbeits- 
speicher abgelegten Daten, im Wege einer so genannten Onlinedurch- 
suchung angeordnet. Die Vollziehung der Maßnahme wurde vom 
Bundeskriminalamt vorbereitet. Da aus zwingenden Gründen offene 
Ermittlungsmaßnahmen geboten waren, ist es zu einem verdeckten 
Zugriff auf den Computer und zur Ausleitung von Daten nicht gekom- 
men. 

Abgesehen von diesem Fall haben die Polizei- bzw. Ermittlungsbehör- 
den des Bundes, insbesondere das Bundeskriminalamt, die Bundes- 
polizei und das Zollkriminalamt, bislang keine so genannten Online- 
durchsuchungen durchgeführt oder technisch versucht durchzuführen. 
Zu Vorgängen der Nachrichtendienste nimmt die Bundesregierung 
grundsätzlich nur in den zuständigen parlamentarischen Gremien 
Stellung. Zu etwaigen Maßnahmen im Zuständigkeitsbereich der Län- 
der liegen der Bundesregierung über die in ihrer Antwort (Bundes- 
tagsdrucksache 16/3973) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE, auf Bundestagsdrucksache 16/3787) gemachten Angaben hi- 
naus keine Erkenntnisse vor. 


14. Abgeordneter 
Wolfgang 
Wieland 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Zu welchem Zeitpunkt plant die Bundesregie- 
rung die Einführung des Personalausweises 
mit biometrischen Merkmalen, und was ist der 
aktuelle Stand ihrer Pläne bezüglich der auf 
diesem Ausweis gespeicherten Daten und in- 
tegrierten Funktionen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 7. Mai 2008 

Die Einführung des neuen elektronischen Personalausweises ist für 
Ende 2009 vorgesehen. Es liegt ein vom Bundesministerium des In- 
nern ausgearbeitetes Grobkonzept vor. Hinsichtlich des Inhalts des 
Grobkonzeptes wird auf die Beantwortung der schriftlichen Frage 17 
der Abgeordneten Gisela Piltz vom 5. Februar 2008 auf Bundestags- 
drucksache 16/8114 verwiesen. 


15. Abgeordneter 
Wolfgang 
Wieland 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das am 
18. November 2007 auf dem Friedhof Colum- 
biadamm in Berlin-Tempelhof veranstaltete so 
genannte Heldengedenken, und welche Hal- 
tung nimmt sie zur Teünahme von Bundes- 
wehrsoldaten an dieser Veranstaltung ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 7. Mai 2008 

Kenntnisse, wonach Angehörige der Bundeswehr in Uniform an der 
Veranstaltung am 18. November 2007 auf dem Friedhof Columbia- 
damm in Berlin-Tempelhof teilgenommen haben, liegen nicht vor. 
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Der Kommandeur des Standortkommandos Berlin hatte für 2007 im 
Rahmen seiner regionalen Zuständigkeit die Teilnahme von aktiven 
Soldaten in Uniform untersagt und für diese Veranstaltung alle Uni- 
formtrageerlaubnisse für Reservisten/Ehemalige aufgehoben. 

Es ist beabsichtigt, auch 2008 so zu verfahren. 

Darüber hinaus fällt die Genehmigung von Veranstaltungen in die Zu- 
ständigkeit der Ordnungs- und Sicherheitsbehörden der Eänder. Zu 
Maßnahmen der Eänder wird seitens der Bundesregierung keine Stel- 
lung genommen. 

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Bundes- 
tagsdrucksache 16/7258 vom 21. November 2007 (Beteiligung der 
Bundeswehr an der Volkstrauertagsveranstaltung 2007 auf dem Gar- 
nisonsfriedhof am Columbiadamm in Berlin und der Umgang mit 
Rechtsextremisten verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


16. Abgeordneter 
Dr. Anton 
Hofreiter 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen ist das für das Thema 
Eahrgastrechte federführend zuständige Bun- 
desministerium der Justiz nicht auf die Eorde- 
rungen aus dem Beschluss „Eahrgastrechte im 
öffentlichen Personenverkehr“ der Verkehrs- 
ministerkonferenz vom 9./10. Oktober 2007 
eingegangen, und wann legt die Bundesregie- 
rung einen Gesetzentwurf in Sachen Eahrgast- 
rechte vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 14. Mai 2008 

Die Verkehrsministerkonferenz hält nach ihrem Beschluss vom 9./ 
10. Oktober 2007 eine Stärkung der Eahrgastrechte im öffentlichen 
Personenverkehr über die im Verordnungsvorschlag der Europäi- 
schen Union vorgesehenen Regelungen hinaus für geboten. Nach dem 
genannten Beschluss gilt dies „insbesondere auch für den Nahverkehr 
und die Einbeziehung der gesamten Reisekette“. 

Entsprechend der Darstellung in dem Eckpunktepapier der Bundes- 
ministerin der Justiz vom 7. September 2007 sehen die Planungen zur 
Ausgestaltung der Eahrgastrechte, bezogen auf die Verordnung (EG) 
Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der Eahrgäste im 
Eisenbahnverkehr, die Einbeziehung der Reisekette vor. Insofern 
decken sich die Planungen für das Gesetz über die Eahrgastrechte 
mit dem Beschluss der Verkehrsministerkonferenz. 

Der Gesetzentwurf wird derzeit innerhalb der Bundesregierung abge- 
stimmt. 
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17. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie verteilen sich die bislang der Anti diskrimi- 
nierungsstelle der Bundesregierung vorgetrage- 
nen Beschwerden bzw. Fälle auf die verschie- 
denen Diskriminierungstatbestände des Allge- 
meinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), 
und wie viele Beschwerden über bzw. Fälle 
von Diskriminierung nach dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz hat es seit dessen In- 
krafttreten in den verschiedenen Bundesminis- 
terien bzw. -behörden gegeben? 


Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries 
vom 9. Mai 2008 

Zur Anzahl der Beschwerden über bzw. Fälle von Diskriminierung 
nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) seit dessen 
Inkrafttreten in den verschiedenen Bundesministerien bzw. -behörden 
liegt kein abschließender Überblick vor. So werden teilweise Be- 
schwerden, die sich ganz oder teilweise auf das AGG beziehen, nicht 
gesondert statistisch erfasst und teüweise erreichen die Ministerien in 
Bürgerschreiben Beschwerden, die entweder ausdrücklich auf das All- 
gemeine Gleichbehandlungsgesetz Bezug nehmen oder aber als diskri- 
minierend empfundene Fälle schildern, ohne dass hier eine inhaltlich 
differenzierte Erfassung vorgenommen wird. 

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) hat mitgeteilt, dass 
es im Zeitraum vom 31. Juli 2006 bis 15. Dezember 2007 bei ihr 3 659 
Beratungsanfragen gab. Davon wurden rund 625 dem Bereich Unter- 
nehmen/Institutionen zugeordnet. Allerdings verbergen sich auch hier 
mitunter einzelne Diskriminierungsfälle, da diese nicht nur von Be- 
troffenen, sondern häufig auch durch betriebliche Interessenvertretun- 
gen vorgetragen werden, z. B. von Betriebsräten, Gleichstellungs- 
beauftragten oder Schwerbehindertenvertretungen. 


Anfragen von Betroffenen betrafen die Merkmale: 
! Betroffene Merkmale im Sinne des AGG 


Alter 

sexuelle 

Identität 

Geschlecht 

Weltansch. 

/ Religion 

Behin- 

derung 

Rasse / 

ethn. 

Her- 

kunft 

1 24,32 % 

5,16% 

24,93% 

4,14% 

27,24% 

14,20% 


Seit Januar 2008 wird mit einem neuen Datenverarbeitungsprogramm 
gearbeitet. Die Zahlen für das erste Quartal 2008 liegen vor; danach 
gab es von Januar bis 30. März 2008 weitere 621 Kontakte. 
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Anfragen von Betroffenen betrafen die Merkmale: 


Betroffene Merkmale im Sinne des AGG 



j 



Rasse / 


sexuelle 


Weltansch. 

Behin- 

ethn. 

Alter 

Identität 

Geschlecht ; 

/ Religion 

derung 

Her- 

’ 





kunft 

1 1 ,44% 

8 ,05% 

30.51 % 

2,54 % 

25,42 % 



13,14 % j 


8,9 Prozent waren allgemeine Anfragen bzw. Mehrfachdiskriminie- 
rungen. 

Die Behindertenbeauftragte der Bundesregierung hat mitgeteilt, dass 
bei ihr bislang 225 schriftliche Beschwerden über Diskriminierungen 
wegen einer Behinderung mit Bezug zum Allgemeinen Gleichbehand- 
lungsgesetz dokumentiert sind. Dabei werden einerseits die Fälle er- 
fasst, in denen eine Benachteiligung nach dem AGG behauptet wird, 
das AGG jedoch nicht einschlägig ist. Andererseits werden auch die 
Fälle dokumentiert, in denen sich die Betroffenen nicht auf das AGG 
berufen, die vorgetragenen Sachverhalte jedoch den Regelungsbereich 
des AGG berühren. Zum Teil wenden die Betroffenen sich direkt an 
die Behindertenbeauftragte. Ein Teil der Beschwerden wird von der 
Antidiskriminierungsstelle gemäß § 27 Abs. 2 AGG an die Behinder- 
tenbeauftragte weitergeleitet. „79 Weiterleitungsfälle“ werden jedoch 
nicht nochmals gesondert unter diesem Aspekt erfasst, so dass zu be- 
rücksichtigen ist, dass Fälle, die bereits bei der Antidiskriminierungs- 
stelle zum Merkmal der Behinderung erfasst sind, bei Weiterleitung 
an die Behindertenbeauftragte hier erneut erfasst werden. Mündliche/ 
telefonische Anfragen und Beschwerden werden nicht dokumentiert. 

Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration hat mitgeteilt, dass bei ihr bisher 335 Eingaben dokumen- 
tiert sind, die - ggf neben einem Anliegen, das anderen Rechtsberei- 
chen zuzuordnen ist - einen Diskriminierungsvorwurf enthielten. 

Zu berücksichtigen ist insoweit: 

1. Diskriminierungsfälle, die im Rahmen anderer Rechtsgebiete und 
daher nicht anhand der Regelungen des Antidiskriminierungs- 
rechts gelöst werden konnten, wurden statistisch dem anderen 
Rechtsgebiet zugeordnet und daher nicht als Diskriminierungsfälle 
gezählt. Die Zahl dieser Beschwerden kann hier daher nicht voll- 
ständig ausgewiesen werden. 

2. Die Vielzahl telefonischer Anfragen im Arbeitsstab der Beauftrag- 
ten wird nicht statistisch erfasst. 

3. Die Beschwerden, die bei der Beauftragten bearbeitet werden, be- 
treffen fast ausnahmslos den Diskriminierungstatbestand der ethni- 
schen Herkunft. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Hellmut 

Königshaus 

(FDP) 


Welche wirksamen Vorkehrungen haben der 
Bund und das Land Berlin bereits verabredet, 
um das Gelände und die Gebäude des Flugha- 
fens Tempelhof nach dessen beabsichtigter 
Schließung vor Vandalismus und Verwahr- 
losung zu schützen und insbesondere Vermö- 
gensnachteile des Bundes zu vermeiden, und 
falls es keine Vorkehrungen gibt, wann wird 
dies geschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Mai 2008 

Ein von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (Bundesanstalt) 
beauftragtes Architektenbüro hat in einer Studie Maßnahmen zur Si- 
cherung des gesamten Flughafengeländes für die Zeit nach Einstellung 
des Flugbetriebes aufgezeigt. In einem ersten Konzept werden insbe- 
sondere der Erhalt der vorhandenen Zaunanlagen, die Erweiterung 
der bereits bestehenden Videoüberwachungsanlage und eine zusätzli- 
che Sicherung durch Kontroll- und Sicherheitsdienste empfohlen. 

Sofern eine Einigung über den Erwerb des anstaltseigenen Teilbe- 
reichs des Flughafengeländes mit dem Land Berlin noch vor dem 
31. Oktober 2008 erfolgt, obliegt die Verkehrs- und Substanzsicherung 
für das gesamte Gelände ab Nutzen- und Lastenwechsel für den Kauf- 
gegenstand dem Land Berlin. Die Bundesanstalt und das Land Berlin 
führen unabhängig hiervon Gespräche über die ab November 2008 
wirtschaftlich tragfähigen Folgenutzungen auf Mietvertragsbasis so- 
wie über Bewirtschaftungsdienstleistungen. 


19. Abgeordneter 

Hellmut 

Königshaus 

(FDP) 


Welche anteiligen Kosten werden vom Bund 
für die Unterhaltung und Sicherung dieser Lie- 
genschaft künftig getragen (beispielsweise für 
Brandschutz, bauliche Unterhaltung, Ord- 
nungsdienste und zur Wahrnehmung der Ver- 
kehrssicherungspflichten, bitte absolute Zahlen 
angeben), und werden diese insbesondere über 
oder unter den bisherigen Betriebsverlusten 
liegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Mai 2008 

Unter Zugrundelegung eines Auslastungsgrades von 40 Prozent der 
vermietbaren Flächen des Flughafengebäudes werden die nach Been- 
digung des Flugbetriebes anfallenden Bewirtschaftungskosten auf 
jährlich 11,85 Mio. Euro geschätzt; dabei sind die für den laufenden 
Bauunterhalt notwendigen Ausgaben sowie die Betriebskosten für die 
vorhandenen technischen Anlagen im Gebäude einbezogen. 
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Umfang und Kosten gegebenenfalls weiterer (einmalig) erforderlicher 
Maßnahmen für Verkehrssicherung, Brandschutz und Beräumung 
(Größenordnung 7 Mio. Euro) stehen derzeit nicht belastbar fest. 

Nach Angaben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadt- 
entwicklung lagen die bisherigen Betriebsverluste des Flughafens 
Tempelhof zuletzt (2007) bei rund 9 Mio. Euro. Ein Vergleich mit den 
zu erwartenden Bewirtschaftungskosten nach Beendigung des Flugbe- 
triebes ist nicht darstellbar, da insbesondere nicht abgesehen werden 
kann, ob der Vermietungsgrad von 40 Prozent nach Schließung des 
Flughafens aufrechterhalten oder unter Umständen durch Abschluss 
weiterer Mietverträge gesteigert werden kann. 


20. Abgeordneter 

Patrick 

Meinhardt 

(FDP) 


Inwiefern und mit welchem Ziel beabsichtigt 
die Bundesregierung, die steuerliche Abzugsfä- 
higkeit nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 des Einkom- 
mensteuergesetzes (EStG) ab 2011 von Schul- 
geld einzuschränken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. Mai 2008 

Das Bundesministerium der Finanzen schlägt im Entwurf des Jahres- 
steuergesetzes 2009 vor, ab 2008 den Sonderausgabenabzug auf Schul- 
geldzahlungen an EU-/EWR-ausländische Privatschulen auszuweiten, 
wenn diese Schulen zu einem in Deutschland anerkannten allgemein 
büdenden Schulabschluss führen. Gleichzeitig soll der steuerlich wirk- 
same Höchstbetrag zusätzlich zur bereits bestehenden prozentualen 
Begrenzung auf 3 000 Euro eingeschränkt und in den folgenden bei- 
den Jahren um jeweils 1 000 Euro abgeschmolzen werden, so dass ab 
dem Veranlagungszeitraum 2011 die steuermindernde Berücksichti- 
gung von Schulgeldzahlungen entfällt. Der Vorschlag befindet sich 
zurzeit in der Ressortabstimmung. 


21. Abgeordneter 

Patrick 

Meinhardt 

(FDP) 


In welchem Umfang würden die im Referen- 
tenentwurf des Bundesministeriums der Finan- 
zen zur Abschaffung der Abzugsfähigkeit von 
Schulgeld von der Einkommensteuer dargeleg- 
ten Einschränkungen Familien, deren Kinder 
Schulen in freier Trägerschaft (Ersatzschulen) 
besuchen, zusätzlich finanziell belasten und da- 
mit eine Sonderung nach den Besitzverhältnis- 
sen der Eltern (vgl. Artikel 7 Abs. 4 des 
Grundgesetzes (GG) Vorschub leisten, und ist 
dies im Sinne der Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. Mai 2008 

Eine Förderung der Sonderung nach den Besitzverhältnissen der El- 
tern durch die im Entwurf des Jahressteuergesetzes 2009 vorgesehe- 
nen Einschränkungen ist nach Auffassung des Bundesministeriums 
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der Finanzen damit nicht verbunden. Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamts betrug in den Jahren 2002 und 2003 der abziehbare Teil 
des Schulgeldes (30 Prozent des Entgelts ohne Kosten für Beherber- 
gung, Betreuung und Verpflegung) bei ca. 97 Prozent der Steuer- 
pflichtigen weniger als 2 000 Euro, bei ca. 88 Prozent der Steuerpflich- 
tigen sogar weniger als 1 000 Euro. Steuermindernd wirken sich diese 
Beträge mit dem persönlichen Grenzsteuersatz aus, wobei die durch- 
schnittliche Steuerentlastung im Jahr 2008 auf 176 Euro geschätzt 
wird. 


22. Abgeordneter 

Dr. Georg 
Nüßlein 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet das Bundesministerium der Fi- 
nanzen die Erwägung, die Haftung für eine 
Erbschaftsteuerverpflichtung, die gemäß Ge- 
setzentwurf zur Reform der Erbschaftsteuer 
nach dem Unternehmenswert zum Zeitpunkt 
des Erbfalls bemessen wird, auf den Wert zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit etwaiger Erbschafts- 
steuer zu beschränken und so insbesondere im 
Insolvenzfall unbillige Härten auszuschließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Mai 2008 

Das Bundesministerium der Finanzen unterstützt einen solchen Vor- 
schlag nicht. Dem steht der Charakter der Erbschaftsteuer als einer 
stichtagsbezogenen Bereicherungssteuer entgegen. Bei einer Abwei- 
chung vom Stichtagsprinzip wären konsequenterweise nicht nur Wert- 
minderungen, die nach dem Bewertungsstichtag eintreten, sondern 
auch Wertsteigerungen zu berücksichtigen. 


23. Abgeordneter 

Frank 

Schäffler 

(FDP) 


Wann plant die Bundesregierung, den neuen 
Existenzminimumbericht vorzulegen, und wie 
bewertet die Bundesregierung die Forderung, 
den Grundfreibetrag auf 8 000 Euro zu erhö- 
hen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Mai 2008 

Die Bundesregierung wird im Herbst dieses Jahres den nächsten Be- 
richt über die Höhe des von der Einkommensteuer freizustellenden 
Existenzminimums (Existenzminimumbericht) erstellen und dem 
Deutschen Bundestag zuleiten. 

Ob in diesem Zusammenhang auch eine Anpassung des zur steuer- 
lichen Freistellung des sächlichen Existenzminimums eines Erwachse- 
nen dienenden Freibetrages (Grundfreibetrag) erforderlich werden 
könnte, lässt sich erst nach Vorlage des 7. Existenzminimumberichts 
feststellen. Daher kann zum jetzigen Zeitpunkt keine fundierte Bewer- 
tung der von Ihnen genannten Höhe des Grundfreibetrages erfolgen. 
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24. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wäre eine nationale Pflicht, tatsächlich bezahl- 
te Steuern in der Konzernbilanz „country-by- 
country“, also desaggregiert für die einzelnen 
Gastländer eines Konzerns, auszuweisen, mit 
EU-Recht vereinbar, und wenn nein, welche 
konkrete Norm spräche dagegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 14. Mai 2008 

Es sind keine Gesichtspunkte ersichtlich, unter denen eine Verpflich- 
tung, bezahlte Steuern „country-by-country“ anzugeben, die Grund- 
freiheiten des EG-Vertrages beeinträchtigen würden. Teilweise glie- 
dern Steuerpflichtige für Zwecke der Steueranrechnung bereits nach 
geltendem Recht die ausländischen Steuern getrennt nach Eändern 
(§ 34c des Einkommensteuergesetzes, § 26 des Körperschaftsteuerge- 
setzes). In der Konzernbilanz kann dieser Ausweis jedoch nicht erfol- 
gen, weil diese keine Angaben zu gezahlten Steuern enthält. Steuern 
werden handelsrechtlich in der Gewinn- und Verlustrechnung (§ 275 
des Handelsgesetzbuchs) ausgewiesen. Die Gliederung der Bilanz und 
der Gewinn- und Verlustrechnung ist durch die europäischen Bilanz- 
richtlinien (78/660/EWG und 83/349/EWG) vorgegeben. 


25. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Welche Kontrollinstanzen zur Aufdeckung 
illegaler Beschäftigung arbeiten in der Bundes- 
republik Deutschland und in der Europäischen 
Union? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. Mai 2008 

Prüfungen nach dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (Schwarz- 
ArbG) zur Aufdeckung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung 
führen hinsichtlich der Prüfaufträge nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 
SchwarzArbG die Behörden der Zollverwaltung, bezüglich der Prüf- 
aufträge nach § 2 Abs. la SchwarzArbG die nach dem Eandesrecht 
zuständigen Behörden durch. 

Die Behörden der Zollverwaltung werden bei den Prüfungen nach § 2 
Abs. 1 unterstützt von 

- den Einanzbehörden, 

- der Bundesagentur für Arbeit, 

- den Einzugsstellen (§ 28i des Vierten Buches Sozialgesetzbuch), 

- den Trägern der Rentenversicherung, 

- den Trägern der Unfallversicherung, 

- den Trägern der Sozialhilfe, 

- den nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständigen Behörden, 
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- den in § 7 1 Abs. 1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes genannten Behör- 
den, 

- den für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörden, 

- den Polizeivollzugsbehörden der Länder auf Ersuchen im Einzel- 
fall, 

- den nach Eandesrecht für die Verfolgung und Ahndung nach die- 
sem Gesetz zuständigen Behörden und 

- dem Bundesamt für Güterverkehr. 

Zu den Aufgaben des Bundesamts für Güterverkehr gehört es, die Be- 
schäftigung und die Tätigkeiten des Eahrpersonals auf Kraftfahrzeu- 
gen einschließlich der aufenthalts-, arbeitsgenehmigungs- und sozial- 
versicherungsrechtlichen Vorschriften zu überprüfen (§11 Abs. 2 
Nr. 3 Buchstabe a des Güterkraftverkehrsgesetzes - GüKG). 

Über abgeschlossene Bußgeldverfahren informiert das Bundesamt für 
Güterverkehr bei Verstößen gegen Vorschriften zur Verhinderung üle- 
galer Beschäftigung und Vorschriften für die Sozialversicherung die 
Bundesagentur für Arbeit, die Hauptzollämter, die Einzugsstellen und 
die Träger der Rentenversicherung sowie die Ausländerbehörden, so- 
weit dies zur Vorbereitung und Durchführung weiterer Ermittlungen, 
insbesondere von Betriebskontrollen, erforderlich ist (§16 Abs. 4 
Nr. 1 Buchstabe a GüKG). 

In den einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Union gibt es ver- 
schiedene Stellen, die Kontrollen zur Aufdeckung von Schwarzarbeit 
und illegaler Beschäftigung durchführen. Das Bundesministerium der 
Einanzen ist bestrebt, die bereits bestehende Zusammenarbeit der Be- 
hörden der Zollverwaltung mit den zuständigen ausländischen Stellen 
bei der Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung 
durch den Abschluss büateraler Zusammenarbeitsvereinbarungen wei- 
ter zu intensivieren. 


26. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Sind vor dem Inkrafttreten der Ereizügigkeit 
des Arbeitsmarktes in der Europäischen Union 
im Jahr 2011 eine stärkere Bündelung und Ko- 
ordination vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 13. Mai 2008 

Das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz ist geprägt von dem Grund- 
satz der Zusammenarbeit aller mit der Bekämpfung der Schwarzarbeit 
und der illegalen Beschäftigung befassten Behörden und Stellen. Die 
Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Behörden und Stellen wird 
daher kontinuierlich im Sinne einer weiteren Intensivierung überprüft. 

Mit dem angestrebten Abschluss bilateraler Zusammenarbeitsverein- 
barungen zur grenzüberschreitenden Schwarzarbeitsbekämpfung wird 
das Ziel verfolgt, die unterschiedlichen Herangehensweisen in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung der grenzüberschreiten- 
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den Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung zu koordinieren und 
dadurch im Ergebnis eine abgestimmte und effektive Vorgehensweise 
im Kampf gegen verschiedene Formen von Schwarzarbeit und illega- 
ler Beschäftigung - darunter auch Rechtsverstöße im Zusammenhang 
mit der Wahrnehmung der Arbeitnehmerfreizügigkeit - zu gewährleis- 
ten. 


27. Abgeordneter Welche steuerlichen Folgen für einen mög- 

Dr. Hermann Otto liehen Käufer der IKB-Bank ergeben sich hin- 
Solms sichtlich der Verluste der Bank im Hinblick 

(FDP) auf die Neuregelung des Mantelkaufs? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Mai 2008 

Die Neuregelung der Verlustabzugsbeschränkung für Körperschaften 
gemäß § 8c des Körperschaftsteuergesetzes betrifft nicht die Besteue- 
rung der Anteüseignerebene, sondern begrenzt den Verlustabzug der 
Verlustgesellschaft in Fällen eines schädlichen Beteiligungserwerbs. 
Die Neuregelung hat daher für einen möglichen Käufer keine unmit- 
telbaren steuerlichen Folgen. 


28. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE FINKE.) 


Mit welchem Hintergrund hat die EU-Kom- 
mission an die Bundesregierung Auskunfts- 
ersuche zur Mineralölsteuerrückerstattung an 
Gartenbau-Unterglasbetriebe in den Jahren 
2001 bis 2005 gestellt, und warum gaben die 
Nachfragen keinen Anlass, die EU-Konformi- 
tät der Beihilferegelungen zu überprüfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Mai 2008 

Die Bundesregierung hat die Übereinstimmung der Steuerermäßigung 
für Unternehmen der Fand- und Forstwirtschaft zum Beheizen von 
Gewächshäusern oder geschlossenen Kulturräumen zur Pflanzenpro- 
duktion mit dem Europäischen Recht im Vorfeld der Einleitung der 
jeweiligen Gesetzgebungsverfahren stets sorgfältig geprüft. 

Die Europäische Kommission hat mit den Auskunftsersuchen vom 
27. Juli 2001 im Rahmen der Renotifizierung des Gesetzes zum Ein- 
stieg in die ökologische Steuerreform und des Gesetzes zur Fortfüh- 
rung der ökologischen Steuerreform vom 6. Januar 2003 lediglich um 
Informationen über die Steuerbegünstigung gebeten. 

Beiden Ersuchen, die die Bundesregierung umfassend beantwortete, 
sowie mündlichen Erörterungen mit den zuständigen Dienststellen der 
Europäischen Kommission am 30. August 2001 waren keine Hinweise 
auf eine mögliche Unvereinbarkeit der Steuerbegünstigung mit dem 
Gemeinsamen Markt zu entnehmen. 

Die Europäische Kommission hat die Steuerbegünstigung erst mit 
dem Auskunftsersuchen vom 20. April 2005 zum Gegenstand eines 
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beihilferechtlichen Prüfverfahrens gemacht. Mit Auskunftsbegehren 
vom 23. Juni 2005 hat die Europäische Kommission der Bundesregie- 
rung mitgeteüt, dass die Steuerbegünstigung als staatliche Beihüfe im 
Sinne von Artikel 87 Abs. 1 des EG-Vertrages angesehen werden 
könnte, die einer Rechtsgrundlage in den Vorschriften über staatliche 
Beihilfen bedürfe. Der darin geäußerten Bitte um Angabe einer ent- 
sprechenden Rechtsgrundlage ist die Bundesregierung unverzüglich 
nachgekommen. 


29. Abgeordneter 

Martin 

Zeil 

(EDP) 


Teilt die Bundesregierung die Berechnungen 
der CSU, wonach das Steueraufkommen im 
Jahr 2008 gegenüber 2005 um 100 Mrd. Euro 
und zwischen 2008 und 2012 noch einmal um 
100 Mrd. Euro steigt bzw. steigen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Mai 2008 

Nach den jüngsten Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuer Schätzun- 
gen“ wird das Steueraufkommen insgesamt bei voraussichtlich 554,4 
Mrd. Euro im laufenden Jahr und bei 645,3 Mrd. Euro im Jahr 2012 
liegen. Daraus ergibt sich für die Jahre 2005 bis 2008 eine Zunahme 
um rund 102 Mrd. Euro. Bei knapp 91 Mrd. Euro liegt der zwischen 
2008 und 2012 erwartete Anstieg. 


30. Abgeordneter 

Martin 

Zeil 

(EDP) 


Macht sich die Bundesregierung den Vor- 
schlag der CSU zu eigen, mit einem Teil dieser 
Zusatzeinnahmen Steuersenkungsmaßnahmen 
zu finanzieren, und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Mai 2008 

Die „Zusatzeinnahmen“ stehen nur auf dem Papier; in der Realität er- 
geben sich für die Bundesregierung keine Mehreinnahmen in Höhe 
von 28 Mrd. Euro, über die sie frei verfügen könnte. In den Ergebnis- 
sen der Steuerschätzung sind beispielsweise die voraussichtlichen 
Steuermindereinnahmen von 10 Mrd. Euro jährlich für die öffentli- 
chen Gebietskörperschaften noch nicht enthalten, die sich durch die 
Umsetzung eines Urteüs des Bundesverfassungsgerichts zur steuerli- 
chen Behandlung von Beiträgen zur Kranken- und Pfiegeversicherung 
ergeben können. Ebenso wenig ist in der bisherigen Ausgabenplanung 
die Umsetzung der Tarifabschlüsse im öffentlichen Dienst enthalten. 
Haushaltsüberschüsse in Höhe von 28 Mrd. Euro für Steuersenkun- 
gen sind somit nicht vorhanden. 


31. Abgeordneter Ist nach Meinung der Bundesregierung die Ei- 

Martin nanzierung einer Steuerentlastung um 28 Mrd. 

Zeil Euro bei gleichzeitiger Senkung der Nettoneu- 

(EDP) Verschuldung auf Null machbar? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Mai 2008 

Theoretisch besteht immer die Möglichkeit, (zusätzliche) steuerentlas- 
tende Maßnahmen durch entsprechende (zusätzliche) Kürzungen auf 
der Ausgabenseite zu finanzieren. Die Bundesregierung sieht hierfür 
in ihrer geltenden Finanzplanung derzeit jedoch keinen Spielraum. 
Vorrangiges Ziel der Bundesregierung ist und bleibt in diesem Zusam- 
menhang die Senkung der Nettokreditaufnahme bis auf Null bis zum 
Jahr 2011. 


32. Abgeordneter 

Martin 

Zeil 

(FDP) 


Welche Steuererhöhungen, Streichungen von 
Abschreibungsmöglichkeiten bzw. Steueraus- 
nahmetatbeständen mit welchem Volumen 
sind seit Büdung der Bundesregierung im No- 
vember 2005 vom Bundestag beschlossen wor- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 15. Mai 2008 

Die beiliegende Anlage enthält eine Zusammenstellung der seit No- 
vember 2005 beschlossenen steuerrechtlichen Maßnahmen, die in den 
Finanzberichten der Bundesregierung (2006 bis 2008) veröffentlicht 
wurden. 
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[fei'TBrEmtardVnErkiriBle vOl □rdrhirXJBwWlftakBllici'’ 
ikVitfBf^iba von TunkbElA^i j 



FAana>>i|D4dMwikixigBi [toll Enliwtt& Ent^ 

CexaiAiK ^Lx Emldmmjngi miaabrkLidikehtli 
SmiuxpiMliilliingavi 

1 i[9i 

*372 

E. 9-laui.hJliaJuQlDMaBuitz ZDOE [nur alBiJH'lIcTit' 

HaEnabmonl dam ä.KjnB- 



|i 2U!& tuetG 

ilMitMtiixig Am U&| .h4n>rni4c!4:m3 uni 3 Pii'Allr 

3(1 1 jRnnBrMT 

* Ö B*5 

i- 12.1S2 

- 4Z4AtM (ÜS*S 

Erhöhung lona- ur^ 

VWB&OurpaustfiBrtn IH^ OiirrturSinmEnUo 
iiop fl H ?ur mif Fü 

FonmiflBctialL v«i a ^ 4i4< 

1 ab defh 1 .JBihj« 3007 

- Jirr 

- 175 
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I Rechtatindefling 

SUtiwmtltr- bnv 
S4iuBfininitaniHi<uliin4n ('.j im 
EdMflhiifknlatir ^ 


-itiüta.fn 



Kumd 

- § 1 FJMj 

Ard&rucc VeflAlLngssztlkjABclä Ih § 1 FAG 



ZwIiichBiiijrriirQ lAuswihmgcfi üof EititiKjng 

1 där UmdLirAlinjer in*! Itnirkln Bnsdlk^ich 

[Mir Amlm^ngBii rocli } t j- 


+■ 1 1 BTT 

' VcTEichaningiliHjar 

Ant^Lng dor ^ H 

(mibBKirdnni AntiolHing it» Heo«ltlJ&4jm3tZOE 
ran 1fl.li ^ qi,f ii m.h )ü(ii 1 Jönuar ZD07 

F 1.590 

* 1.731 

• F|p.än2)ele AüSMirLui^viH’ dfrfl Hou-sDaJlotMi^kHl^&^Hj^ 
2DPS VaSfiBlvncn}«n^)4!ädr'iLlal)|id 

aanicAudilJgiMigdBt' Soihirg dar 

1 rifn.>nkäljtrTCliTi^ 

*2^1» 

r 13.7 11 

T. SlEUHjniMrijniiiaDutF.ZDflJ' ram Z4.[r7.3flDK 



54Al«.5Mr fl{iE&Ö 

AtiBctirffung Mc Apiuji« ni ILP 

hdtnhctw ArtjaHEimmw . rtk). nWil den MlüeMinNi; 

[ter gcmntirr bqnillicttqn iird twtncitillchnr 

» 3QD 

« Mt 

■ Abt !!AE3t{j 

Amsciiiiips ü*r Aiitwe^munafln njf Wegä 

1 WopBmngTArtwrtRsiiWn v«i den 

MVwi»4)g4)<aiAeri/3(iln(ib6auBg£6ari. Gnidniuig 

4n«r jifiKfHiiaäidtei -von Q.ia E ^ . 

Entiem^figsHiiri AbdwTi 21 EntTmxiiefl-krn 

* ZSKl 

* 1.1» 

- ^2^mi i EälG 

)TW>Luie<i4i|l dt» dcurarliBbelragi von 
137D€^T4t]Eauf7EaEn BaaECt Jt>nLiir2(»7;i 

* reo 

* »1 

. 

- 1 32 Afeg -1 lind S EStiQ:; ] 2 BKGG 

Gfiwdhtung iwr ■irulEryiildi'KinilarlT^flHiU'q nix 
ftiKtl Hr ^htta- loitB- ±5 JaTua m mnin äuhrtll 

4nL Jbai^dngEragcflxig 

* 5J* 

^ Z31 

- .gaSfeAb« lESlG 

Ar^wfcung htbc^BlxlauiiirEab tnn 

EmknrnTTianilJiHiBlanl aiir4!I ILflir^vE: i,AMir 
ZSQ.DOOi^O« € 

* 1 31» 

> 583 

1 ■SUcEStQ 

EnfL/iiung ein^ tni^krNjn En|1aBlljf)(^bdlrBI1dS 
hlr QcrjiimiiinkLrine ki t-lllNi ^ H bsrnstfil 

Ciir das Jnlr 

- 1.050 

47i 
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SlHHTmhr- brm,. 
$1>u*nTtlnMrf t^initirntp L-]i im 
Efluiahuwi>larir™' 
Ttfl 'WlO. c- 


RechksJtndntuP^ 


Inmttimi 


?49Aai 1 Hr. aeutfiBl ^ESG 


ALBitrtniirg tiv semJif ör*ifln 5L9merpilci!t bu' 
Iltp bijrtrÄiciifrut» UbWtoSlsiPa vOfi Flpdilari 


|4DH1I 1 Nr i BLk^H. 6 EStQ 
Aii«deNNtng(ler tiäMdtrArtAn SiäuerplIlaiL ajF 
dri SäeJrumLaig dB fibidpaisan A ^I3n 
LunrBlT4Eijgen 


Bcf^nArmiHikmengitMlf 
Abbau dar aiA dem L[Ni(iibti)iA?ll(l1iCini[TH)ri 
gcicamiiin Pf*nnnr fSHiten AtMenKl^PQ «Jl 
S.flOi 1 Jarnjflf ZCW7, ^on^eiiurtg iuii 
1 


FirAnzmt« ^swxtujngoii dei 

StfllJBir'äfHHXLiitgB^BtaUEl 2007 mgeaiml 


wm ta.aj. MOt 


ALBiidui'guTin Eli barsn 

ZOago Mcn tJ.S v H lur lt» AnccbartürM) urö 
HrralelLuig tDVHD^kchm WirlsrJ^nfiOUl V i{i gioOwi 
flriemitwn m e(T* «IJrtliSbllüL 


Erhcfiitt hIuuhh «in tStH Tw dfe AnBetiatTiiiio 
und riQrEiiiitir.g I»w90lcrm WiftEchanisolilar ln 
gmllirn Qiriruiban im htardgetHl 


Ziilaga «in v H. |Ur de AnecSlBduiNI ufU 
Hof^miung l:io«<<g|Klier WrnäClia^ijiiir M KMU 
Bolrtntmn Im Fflndgttiötrtl Qtlfie Riirpd(e«oL 


JINbtgo ino Z7.5 v H lEit die ^^.edrBlTLDg Lmb 

t>&iMiitdl0 WiitedidAagLitiir bi KMÜ 
Bnmnbvn Im nafiiJot!bR( 


äUUVtltdernnduHlkn Auewebungn bei dn 
bQtrlOtyiCtiLbi AUNldibirgSTiinHUlicnen ohne Laumg 


aiJitgttVHI 12,3 v.H für SetmtHnBLCiDLBiir. 
im FtirTldn^eBilaL Dtirei Randgdiial 


Suitirne der rmoniBbn ALinwbimgBri itflfi 
gcmsrtilctiefi Oauuir- 
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Rechts Jindefung 


GtDmtann™- dm Fina<w^ ftL^üWrKurnjWi D« 
InrtutrjonsxulagorgnBqize« 2W? ^lnv2u^G 20071 


i X ir.AZJ DlL-JP Li L‘- I 


SlSuentMh^- \ *) binf 
$taMnnlndsm[i[ut)[n«( 1 1 -| NH 
EnU4itiunDUstw 


-iin MN) * - 


«nvl i Ounit 


mummmm 


IVDT aBW 

H 139. 14t. 144 BnmlHtJbrG 
ZrocNispauig djich ^otiLnrng dor 
Fdti^iaCstnal 

IS l3fl. 141 BrannlwMonQ 

EinfT<NtgDr Slnum^iisrNi dlinfi A4wR}ijiflitn(| 

dar Sofidaimoeluna Für 'rfvuiuctgeTte' DejAfltoerziiNLrid 

• 5§II. IT. 14. IB gehäLmwZwSiQ 

Sr^N^rtftPflning QLimP VerhLUixig der 
9431t IH 

fl 8. IT ScfuiBnA'ZrvSlG 
Eiinial9Br SletBraLEf^ durdi Uiuti^hing 
iSar Soutdre^ftfig lur vnrgvngixra 
□e^zmi ba rZOtiki r<g 

II ia, ItKüftaqSlÖ 
ZtrsBrupanirg [Mbh VorKi^Tling dar 
Füigkaüafrisi 

■ ^DLanecdä h 4 ^|ftiun()«n WS GMAUa« 

AndBMig ctaa (5t?S<iliiKi lM»r rtflB 
SrBTntweirmqricipcl mijJ -rwi VüdJf RbChBOUWflfleetMn 

iF.«9iisanYl 


ä T 5 e USUG 

VotraifachLing dco. .^TliTUsn.rrgEi^mT9rH9n 
be< der BanrH^ng des. Vnndcuiif Jbjiigs 
ähflil thlJOÜT 

l^lSaL^I LiSlDV 
Ertitfiurq dB' Baüngsgnvo' tUr 
KletrhAdTägBiuchrungmi wen 105 £ aul 
ISO e Bt.ai.Ü1t2W7 
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SHuerniilKdmInntfimanp) im 
EnuHtMfflMiiiir 




^ läi^öt 1 3 m N r 1 AO 

ctar BiÄfinj*TnjnB*|ii|ipfiH]r'niw 
4<ndetiDeIUeh .An*«odLrHidn^»«kira vor 
3EO.IXK] E duF50C KKtE 

zum 

lU^k CiunikrabBntiei HniiiiRiriiUi hidbaurtlBfC 
■1 dar ^ifldaläiEisd'ai Wtrtaztisn-msqalBrttt 


1 3 Nr 3 ESlQ 

PriL£ib8(Ld)g der SlöuuffreiroK 
KaollBlaCAndunoun ola g««U)<cnur. 
RorSBnvBTBictBnirgen UJ. S^dtalhUti 

gltr^r 5fi ESlG 

pinahm e nde SZeuB^EBlELng -AH ArbangetHir- 
bocragert jf' oiQ cn^L ki{:llalgDitE>dibi 
l^snnahasw ab (*1 

|40tiES«C 

Ein^litming wrwr Paub^aitiöaifLimjnB tur 
bOUllTTimlQ SonJorjjiWimipn d“* Arlitilgobm 
m 15% 

FiMPDBl* AueWHkWioen 4P« JaruBCCJniairgoaiKiiis 
Irdgefisr^ 


j9Abei 1 Nr J tba flSlG 
dealeuRnu^ von thohranntriaii rdiJt 
und ErrBswrsknfahrET 


S Zb, a KrrflSlQ IriBul 
BcfltmiBmng vcn Getan dawagen. ODy. Sp<Hl- 
LnUyk’VDfticbE Gm&t2mni-!jrTiDuSind4i utid 

KhmbuiM mt BBiBin ZLtaksgoil dil 2.ß t ON 
PrTscrEflJiraftwagcri naiSi Hutiaurtl uTk] 
EmoBicnxvaitiDhDn ib Dl tI&2D05 


F^anjtnOn AuBUivlijngBn mrec Dnllcn Geäal/BB Hl 
Andofimg du KratlfahraiLqilajci^csd^B 
intgounil 
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untt iutoiiahnmaü&’tchlllelur VartchrlPIW 


ftechtsAnderun^ 


Slturnfnähr' [+) biw 
Slitu*rmlncter*l[iimturwci (^j ^ 
itw™ 


ma.-f - 


MS 


- iin 


ns 


■ « 


rtMltSlO 

Batyiblet» StEVCftK^IQIUPa I»S>€<TX1(1 ifUl 
^■»^gen SlmEridCz i.H.v. 330 ELrb 
iZistnun: Qt 01 .2IHK tia 31 . ^2 JOOS'I 


' KraF£lG 

BobtilDtii' £uu±ii^ £Liin {cu'd.tgcn 
htagclstBuofsiLi I.H-v. 1,20'E'p IDO 
iZeitmüin 01 Q* 21X7 U« 31.DI3ZD1I1 


rnanüDda ^uMwidujnger «Hve V<«inHi Gvhqa» nir 
^nckuun^ dn PtrirflTi^rinugttei^Myaitttzn 
tisgE&anl 


- EM 

BWiriirMv AuhnUb^iP^fio-awRutdimaliina 
väo Bnärwn ^ETTt v«räußerm(n {Kum uina 
und tjfltjäudan »wk di#r^ 
^ajMehufiLTiOMi Hb REI~ä an ArniMäQitdr 


- F riboixtla Auami4urioari aIiw Qm«i lur Sct^n^ 
a«ulidiAr imiiixibHiaii- M[a«>i^nQfccPanäii nifl 
bdrGen'iMwl«’ />nlL‘4«r! -niBneuniC 


■ }4Abi 1 h». üKriftSiC 

AlBBnkijng dqr HOtfiEl^liHiv hs' hulrlalTjnjg» 
m ahm =jri9Mar3hlassBi Lin tevbcils 103- € 


I Nr inraiiae 

Abiiuiki.jig [kir l-IOi3iEUltBiiv hv AriMngrr 

[Uil ninl-Hiilkrln^n.Zt f 


13 Nr. fSESiG 

StcnKHirwlwIl dor H^lhe d« Elmarvnnfi rtv 
Verfluted^ MH Önrnt miö Bodfin tms 
CsNIkdnn 9 RillR 
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RachlsAnddfunf] 

StBdtfmehr- hiw. 
SlaiiHmindBrBtnnahiTMn M dH 
E(ilitBliuni|i)AhT 


- tr Mm 4 ' 



SuibJ 

^ID.Un ^KiartStQ 

AäurkLvig dn 

ArtidngEmudda^ aiJ etffidUicr) 571. 2^ f 

-56 

a 

Fmnf^a ^uxMbkutigni HH&ad9BL7.fbl AndWJng 

1 knin^jrrjUjgcUsuortchDf 4ind DutotkitirrlauL- 

rqct’dcfur VoTKlir^tiin nigEsanl 

.15C 

- 

15. LlnlFft»tiltHi'^R*1*U*rri(nnnBM«liM 2(Mft 
fluhd<afJÜt)«6frtltlrM vom W-HT.aa? 



■ 1 U M» 1 !4;S1Q 

SeriiiHtg ifa« i^firiMHet1finsl«iiWKni3U 

wv31t1i JMit t&% 

■ 12355 

-üotu 

1 11 Ade. 3 Gihm£«G 

du Statfanarrii 

535 

-65& 

, i U Wm J iSmfcSflS 

S^nAunfi il9f SliunnTfOuzahl bjI 3.5 

- ?.ia5 

1,096 

- 5b ESI G 

dK 'SolmluaiiB^tHiiiatui^ 

[» Ge«imt«awifV 

11.445 

1557 

- 1 .Am 1 Esie 

A/dietiurfl DM Ari!n?ctinijf)gif*1pri dn 
□ffw#t»StBUW t»t -der e»4™ninmilotBr 
vm 1,fl wr3,5 

-52&5 

-3.3« 

■ ZusALdklXI MuhrDuliaiilTWi dunAl SJ^dKHUig 
doa ndliBrrolan SlmafHjMiadli 

5.5« 

1 , ' 74 

1 :Ua £SlG 

1 GawnntrHKiiJiiBing hir B Mai feil du mt 

Mnirni EirkoiranEDslnjenatJ von 26JS 
jousiglldi SoklsnUlazusdulag [tjcr BoinltUtlbrsI 
(tnr C 0 *«buLDuifarnKliiutg| rrA 
tl^rhvETwlBicrung BJigai^niUolBT GnellVie 
fnt dam AbgdlungulBuanaL: 

• A.Q<5 

- 1.346 

' IBS Ade 10 KSuG 

EirscIrdnAurg dB- Gael^iin^niäglehliieltBn 
tn l^üliTiBn ünr Wanpi^uarkn^n 

I.IKÜ 

3E7 
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Rcchlsanderung 



- in !!»,€'■ 


IrHaai Biiil 

flur^ 

i tA5.iG 

SacliMiinitH? von "FLjnHfcnsMrtBgnLnjEn ' 

1 mi 

Ud 

^ B Q«w5itlj 

Wijürsu [1« ED 1i Hlnri^wPriLvig inn 

QdueraermliljEiiBen iw Bsf ijswertKfiKhBr 
oFBcfiLallidi biahin haiajgcr^KtiMStH' Mnwn 
und Paditcn 

»5 

113 

^ S taoviiSLG 

25 S-lgaHin^ixiKtaiLnBabn ZkiMVi äOnW vdfl 
Ftnanuonoigsantz^n vcri Melon. PdCtllefl. 
Lnaunyralonurd Luavt^rr. ba bar -Cewurb^lliiijar 
■nd onarr. FnntErlnig wi IQQ.DQQ € Ibtitre pilidlBni' 
Irnitrht^ finri f &h[DrTli.i 

asB 

-72 

g|Atl £510. Bd KOLO 

EmrJnuno ukw Zlr^wP'ianhR' -vwi 30 % luh™ 
EmbddaFiiing der AbKtreAnjrgaAJkJinnB. mri 
ennr Froigretue -rinn 1 Mä.. £ elmir 

Encapo-fOauacH'' 

i.Q« 

W 

|fl^ KS|G 

Wogfalbor ^csteimir^on tur Ae 
-F rTHu r^ma nwung 

-4JB 

^ 144 

}TAJh 

At] 4 ct 1 tIt^|^g der bogr^vuRn UischmCujrq 


1 td-l 

HSAbS 4. BcKetft 

Ardnlhgfl KufTLPi} rfew VuAJiLauiglaKfi^scilmtlBh 
bwn Erworti Enw ümKlrsgyng von OoBcUicfi^b 

Bnluilfl[^ dn i4,flp>td498iH4Edi4^n 

IdTS 

*43 


SlBusmiBtir’ tüm. 
EbDi*Bmilnd«r*inmi^(Tk6o (d 

mi 


^ 20. 3Z± E5t(j 
B<ytilvnii^ mr*t Abaila^mjiyiw rmi 
Vwatila(^tQ«VlMxi l.H.M, 25 % 0b 
01 .Dl .ZDW flüF KaqllalBflrafio 
1QD H db IlBvidBildfit'i und CiltvlHn' 
Vtirau&enn^AgasdnMarii' LiTitf £reäbf«Diuna 
dar VtfiulLbtungivortjaitf 0UE 
«Ine «igeda Sehnoulft 

f Si Ab> 2 ESlQ 

Atndi^Lng bar Sorlcrlatiftdirbtiung U* 
ganngwBrttge Mrlflri^Bnsgulef 
IKleuibslnii^mgakog -4^ 1 5D EuhtrJ hn4A4fl 
EnfiAung aliuts SamirB^icslmi] hir 
WtrtictiatlBgl.tef inl ArwcTuilfungi f 
HnML#)g!ikDitBr. tiri IjdDflf unr] 
AfaardTEfbjtig utET 5- J^rhro (cl'fM WrlhltbGtlll 


.87D 


. 32S 


T\i 


25Ü 
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StBiMrrnehi '- 1 bM | 

SCeuBmiir)<IIH 1 ilnnah[Tiin 4-F Im 
EhEtCiliiiHfliahr | 




Mlil !-l tuT^M 

&4ldd 

§7(|E5La 

teurosMiHq 90!; 1 7(] ES1 [j 

dcf AjytÄurig dar B(nrtRtifr<«(niilgan»yBrLcc 

vDn21Q.D«I auf 235 (H» 4 1^4 

h4Df aL4nahrii! dw WaMtgsbätUja mit iton 

ilnhoflGwod 

-Mtüf 

4G 

TvtiaOijrc] itar gmvrrbialcuertrdiarT 
MrrteiztiBtal^ngsgiBiUE bri 

Str«ub 0 MUdMdi)rdan 'inn 10 % auT 15% 

22D 

- 1 

GqwSL 

AlMBrtlturfl Ö0r IjpworttcilnucnjfnlBgc Itf 

I'HOa Lm jfl^vEÜh 4 VervioMtllaBf pt^nklg ki 

Lm |(»hcilB 3 V 0 fv«<! 0 lligBf|]SOnKlD und d 

SftIQ Lin tmoria 1.5 VürmVHWflpijnilit 

IH^ ^und und LBrder 


■ les 

nnni'. 44 Uii AiiEk^LTigBi'Dfm Ünutlie^rriqii^aloiiBi'- 
rtlhxingysEaifM jKQM nsgolML 

^.»5 1 





- 5 i AtlB. 1 Nr ^EnargiitSlG: 

• BMIlnrtnira MET Krtilo 

25 

35. 

^ .3 ll 53 EaetgiaSlij 

Nnjidfldüflfl dnf |npUtw 5 li?unrung töidis 

Sirütt<«riÄHHmfl Him ler HWIt-Ariagcn 

-Tfl 

- 7fi 

-g 3b Enei^SHi 

SlEtiBrtiDgunKiaunQ rU dsn ötll^rvnarJUag 

El Stzhtlcn 

-25 

2S 

2741 Ü 2 ^nngiaSlG 

NDLrcgDhii^ bsldBil SlÄriKK^reraflSPnflir *o 

Sdi^- 4|n] Luntatirl 

-32 

■ 32 

■ 1 SD Ern^SKi' 

EirtSiVig it; diB Saileuonnig vdn ButuartSWlI^r 

305 

305 

^ 5l Enz^SlG 

SlamnirllAlurq Tli bääihlimle Pf{l»3^n 
urr: VfirfatTtnn 

-20 

■» 

-$ BJ EnorguiSlG 

.SltHriomrllaEtiirg Fld an BebntBti dbr LAiid- Lirm' 
1^(i3U«LdBrti^l ^tefiyondDlD BtakrunnolTe 

'3H 

1 ■“ 
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Rechlsanderurvg 

Sifltjwmttw- 1*1 ü™. 
S1agHinln[lBniiniidiint«n [-] lni 
EnUlBtiuraiHlBiiT “ 


- In Miki^. 

€' 



Burl^l 

§1 67 ErflnyeSlG 

SluutrenUad^rq li^ bor. tnli^tgstejiiirm 
väf) EfDqaa 

-Z7 

'27 

■ 1 9h StrüfliSA 

SlBiiHrtrfilMlljnil tw^örwribo Pftttttwi 
und VEFfahnm 

4(1 

-■Ht 

Fnxrijirlle AiiBwihLogsi Cwitw px- Ncu- 

mgcA.<i^ Ekir Beileuenuig tAn Eiu!^ WTDbSruuBn 
ii 0 Andoiun^ dci Säai<aiiEtu0<Qe4StirB& 
ii^sgeeaFil 

77 


11. Driibei C«iiiz lur ^nitarunB vpp WertiriutMletiHm 
vifFii 1) 0««nili*r ZiHM 



ürnklcUurg dar 9(IBl«j9rung bv ^ig^jnJUa 

ji/ 2i9B[iilLni 

i4ja 

149 

Bvontgung llMU!h«HKV VfliVtvrfyin 

- 


FEianjiiiflii' AuBwtrkLmgan dntiEi Qssaubs PJ 

ArKtflOiTQ ypci VtoftnauctUbHilHTtl inQStiSnil 

149 

W 

19. CfliHz fut Ejmijhrupg Biiiaj HmtJHhalarfqupbe 
durcll ftnirtrupH 096 BtlndBa-bnnmHmriBaehull- 
D«ieii:H4 uiid Jul Ajidoruno Bum»' und 

Vorachrifton 

vpm 1 B ia.J 0 » 

1 



Ajirrartiuniyr! 


ErULlDiungDn oi DbiJI Stflue'rBrJiiür'domngiiri m eiTiit^wn (tq-jSfrtchm 
Firanztundlla dbi SMF 

Kl Bumr, IJMmnta «jUfit WrfcMmkal untitelMI» nnanzsig Aiawuutuiiipi- 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


33. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Um wie viel sinkt die ERP-Vermögenssub- 
stanz durch die Verluste der KfW Banken- 
gruppe (KfW) aufgrund der IKB-Rettung ge- 
messen an einem rechnerischen Eiquidations- 
wert des ERP-Sondervermögens vor bzw. nach 
der IKB-Rettung, wenn angenommen wird, 
dass die IKB-induzierten Abschreibungen der 
KfW letztendlich den tatsächlichen Verlusten 
entsprechen werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremba 
vom 15. Mai 2008 

Zur Ermittlung eines rechnerischen Eiquidationswertes bietet die weit- 
gehend dem Handelsrecht folgende Bilanzierung des ERP-Sonderver- 
mögens (ERP-SV) keine zuverlässige Basis. Um den Eiquidationserlös 
zu ermitteln, müssten Wertansätze bestimmt werden, die sich aus der 
Summe aller ERP-Aktiva und -Passiva zusammensetzen. Um einen 
Wertansatz für den größten Gegenstand des Anlagevermögens des 
ERP-SV, seine Beteiligung an der KfW, zu finden, käme der Wert in 
Präge, den ein Erwerber bei Portführung der KfW dafür zu zahlen be- 
reit wäre. 

Die Bilanzierung des ERP-SV in der bisherigen Porm bleibt deshalb 
zutreffend. Denn nach den allgemeinen Bewertungsgrundsätzen des 
Handelsgesetzbuchs (HGB) ist bei der Bewertung von Vermögensge- 
genständen von der Portführung der Unternehmenstätigkeit (des 
ERP-SV) auszugehen, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen (sog. Going Concern Prinzip wie in 
§ 252 Abs. 2 HGB verankert). Vor diesem Hintergrund sind für die 
Gegenstände des Anlagevermögens, zu denen die Beteüigung des 
ERP-SV an der KfW zu zählen ist, keine Einzelveräußerungswerte an- 
zusetzen. 

Bei der Bewertung ist der Verzehr der Reserven in der KfW-Bilanz 
durch Auflösung des Ponds für allgemeine Bankrisiken und der auf 
den ERP-SV entfallende Teil des Verlustvortrags zwar zu berücksichti- 
gen. Allerdings rechtfertigen diese Bilanzansätze allein keine Wert- 
minderung auf die KfW-Beteiligung in der Büanz des ERP-SV, weü 
eine zu berücksichtigende Wertminderung nachhaltig sein muss. Vor 
dem Hintergrund, dass die KfW in ihren Planungen davon ausgeht, 
den bestehenden Verlustvortrag aus eigener Kraft auszugleichen, ist 
aus Sicht des ERP-SV nicht von einer Wertminderung der KfW-Betei- 
ligung auszugehen. 

Eine dauerhafte Wertminderung ist auch deswegen nicht anzuneh- 
men, weil das ERP-Sondervermögen im Hinblick auf das zwischen 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie sowie dem 
Bundesministerium der Pinanzen bestehende Einvernehmen, dass die 
Pörderfähigkeit und die Substanz des ERP-Sondervermögens durch 
die aktuellen Ereignisse nicht beeinträchtigt werden dürfen, abgesi- 
chert ist. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


34. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Wie oft wurde das arbeitsmarktpolitische In- 
strument Jobrotation, das mit dem Job-Aqtiv- 
Gesetz 2002 eingeführt wurde, bisher einge- 
setzt, und welche finanziellen Mittel wurden 
dafür investiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Brandner 
vom 15. Mai 2008 

Seit Einführung des Instruments Jobrotation wurden nach Angaben 
der Bundesagentur für Arbeit bundesweit 6 292 Fälle gefördert und 
insgesamt 61 609483,65 Euro ausgezahlt. 


35. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Erfolgs- 
quote dieses Instruments im Verhältnis zu an- 
deren Einstellungszuschüssen ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Brandner 
vom 15. Mai 2008 

Im Zeitraum von Oktober 2005 bis September 2006 betrug bei der 
Jobrotation die Eingliederungsquote, also der Anteil von Geförderten, 
die sich sechs Monate nach Austritt noch in einer sozialversicherungs- 
pfiichtigen Beschäftigung befanden, 78,9 Prozent. Bei den Eingliede- 
rungszuschüssen (EGZ) lag die Eingliederungsquote bei 79,9 Prozent. 
Dieses Verhältnis zeigt sich ähnlich auch im Zeitraum von Oktober 
2006 bis September 2007 bei einer Eingliederungsquote von 80,8 Pro- 
zent bei der Jobrotation und 83 Prozent bei EGZ. 


36. Abgeordneter 

Jörg 

Rohde 

(FDP) 


Wie bewertet die Bundesregierung die z. B. 
von der Bundesarbeitsgemeinschaft Psychiat- 
rie-Erfahrener e. V. vertretene Auffassung, 
dass die von der Bundesregierung beabsichtig- 
te Ratifizierung der UN-Behindertenrechts- 
konvention nur dann erfolgen kann, wenn zu- 
vor in den Bundesländern Gesetze wie das Ber- 
liner Psychisch-Kranken-Gesetz, die bayeri- 
schen, baden-württembergischen und saarlän- 
dischen Unterbringungsgesetze, das hessische 
Freiheitsentziehungsgesetz und ähnliche Ge- 
setze, die die Unterbringung und Behandlung 
von psychisch Kranken auch gegen deren Wil- 
len rechtlich regeln, geändert werden, und wel- 
che Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, 
um sicherzustellen, dass eine Ratifizierung der 
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UN-Behindertenrechtskonvention nicht am 
Widerspruch der Bundesländer in dieser oder 
anderen Fragen scheitert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Brandner 
vom 15. Mai 2008 

Die Bundesregierung teüt die hier zitierte Auffassung nicht. Artikel 14 
Abs. 1 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen verbietet, Menschen allein auf- 
grund einer Behinderung die Freiheit zu entziehen. Freiheitsentzug, 
der zur Verhinderung einer Selbst- oder Fremdgefährdung dient, wird 
dagegen von diesem Artikel nicht erfasst. Das folgt schon aus dem 
Textzusammenhang mit Artikel 14 Abs. 2, der die Möglichkeit der 
Freiheitsentziehung auch für Menschen mit Behinderungen ausdrück- 
lich anerkennt. Die Auffassung, dass das Vorliegen einer psychischen 
Erkrankung eine Freiheitsentziehung grundsätzlich ausschließe, findet 
in dem Übereinkommen keine Stütze. 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, dass die Ratifi- 
kation des Übereinkommens an dieser oder anderen Fragen scheitern 
könnte. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


37. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist es zu erklären, dass Deutschland 4,26 
Mio. Euro, die im Bereich der flankierenden 
Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung im 
Jahr 2007 ausgegeben wurden, sowie 80 000 
Euro wegen der Nichteinhaltung von Zah- 
lungsfristen an die EU zurückzahlen muss, 
und wie sollen solche Rückzahlungen in Zu- 
kunft vermieden werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 9. Mai 2008 

Bei der von Ihnen angesprochenen Anlastung (Rückforderung) der 
Europäischen Kommission für das Jahr 2007 im Bereich der Maßnah- 
men zur Förderung der ländlichen Entwicklung in Höhe von ca. 
4,26 Mio. Euro handelt es sich nicht um eine „missbräuchliche Ver- 
wendung von Agrarhüfen“ durch einen oder mehrere Antragsteller. 
Vielmehr liegt dieser Rückforderung eine Nichteinhaltung von Melde- 
pflichten nach Gemeinschaftsvorschriften durch ein Bundesland zu- 
grunde. 

Bei dem Betrag von rd. 80 000 Euro, der wegen der Nichteinhaltung 
von Zahlungsfristen an die Europäische Kommission zu erstatten ist. 
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handelt es sich um keine systembedingten Fehler, sondern um Einzel- 
fälle. 

Eine Wiederholung dieser Fehler ist nicht zu erwarten. 


38. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(FDP) 


Zu welchen Zwecken wurden die Wale und 
Delfine nach Deutschland importiert, und wer- 
den sie in Deutschland artgerecht gehalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 9. Mai 2008 

Zur Frage des Zwecks der Einfuhr weise ich auf die Antwort auf Ihre 
Frage 63 hin. Die tierschutzgerechte Haltung auch der Wale und Del- 
fine ist durch das deutsche Tierschutzrecht geregelt. Der Vollzug der 
tierschutzrechtlichen Vorschriften obliegt den nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörden. 

Ergänzend weise ich auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Undine Kurth (Quedlinburg) und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hin (Bundestagsdruck- 
sache 16/6146). 


39. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
eine mit der Signalfarbe Grün unterlegte und 
damit positiv fördernde Nährwertempfehlung 
nicht im Einklang mit der seit 2007 geltenden 
Health-Claims-Verordnung steht und damit ge- 
gen geltendes EU-Recht verstößt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ursula Heinen 
vom 15. Mai 2008 

Eine mit der Signalfarbe Grün unterlegte Nährwertangabe, die ange- 
bracht ist, weil ein Lebensmittel z. B. einen „niedrigen Gehalt des 
Nährstoffs (Angabe des Nährstoffs)“ enthält, ist eine nährwertbezoge- 
ne Angabe im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates über nährwert- und gesundheitsbe- 
zogene Aussagen über Lebensmittel (sog. Health-Claims-Verord- 
nung), mit der zum Ausdruck gebracht wird, dass ein Lebensmittel be- 
sondere positive Nährwerteigenschaften besitzt. Solche Angaben fal- 
len unter den Anwendungsbereich dieser Verordnung und sind zuläs- 
sig, wenn die in der Verordnung festgelegten Kriterien erfüllt sind. 


40. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hat sich der Fleischkonsum pro Kopf der 
Deutschen in den letzten vier Jahren entwi- 
ckelt, und wie haben sich in diesem Zeitraum 
die Importe nach Deutschland von sojabasier- 
ten Futtermitteln entwickelt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 9. Mai 2008 

Nach den Ergebnissen der Versorgungsbilanzen hat sich der Fleisch- 
verbrauch in den letzten Jahren nicht wesentlich verändert (siehe 
Tabelle 1). Rückgängen in den Jahren 2005 und 2006, insbesondere 
aufgrund gestiegener Rindfleischpreise und der Auswirkungen der 
Geflügelpest, stand 2007 wieder ein Anstieg gegenüber, da die Ver- 
braucher vor allem Schweinefleisch angebotsbedingt günstig einkau- 
fen konnten. Der jährliche Verbrauch lag im Durchschnitt der Jahre 
2004 bis 2007 bei gut 88 kg je Kopf der Bevölkerung. Langfristig ist 
der Fleischkonsum rückläufig; für das Jahr 2000 werden noch 90,7 kg 
ausgewiesen und für 1991 insgesamt 95,3 kg. 


Tabelle 1: Verbrauch von Fleisch pro Kopf in Deutschland 
kg im Jahr 


Merkmal 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 V 

Fleisch insgesamt 

89,4 

89,1 

87,2 

86,7 

89,6 

dar. Rind- und Kalbfleisch 

12,5 

12,6 

12,1 

11,9 

12,4 

Schweinefleisch 

54,7 

54,5 

54,1 

54,5 

55,7 

Schaf- und Ziegenfleisch 

1,0 

1,0 

1,1 

1,0 

1,0 

Geflügelfleisch 

17,6 

17,8 

17,5 

16,7 

18,0 


V = vorläufig 


Aus der Außenhandelsstatistik liegen Daten über die Einfuhr von So- 
jabohnen als Rohstoffe zur Verarbeitung im Inland - von denen etwa 
80 Prozent in Form von Ölkuchen verfüttert werden - sowie als Ölku- 
chen aus der Sojaölerzeugung vor. Des Weiteren ist Sojaschrot als 
Komponente in den eingeführten Mischfuttermitteln enthalten, wird 
dort aber nicht getrennt nachgewiesen. Diese Mengen sind für den 
Gesamteinsatz von Soja in der Fütterung jedoch von geringerer Be- 
deutung. Die Importe von Sojabohnen sind in den letzten Jahren ten- 
denziell zurückgegangen, dafür bei den Ölkuchen etwas gestiegen (sie- 
he Tabelle 2). Insgesamt zeigen sich bei den Bezügen von Soja für Fut- 
terzwecke unter jährlichen Schwankungen eher nur geringe Verände- 
rungen. 


Tabelle 2: Deutsche Einfuhr von Sojabohnen und -Ölkuchen 
1 000 t 


Merkmal 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 V 

Sojabohnen 






(nicht zur Aussaat) 

Ölkuchen/andere feste 

4 553 

3 755 

3 921 

3 536 

3 693 

Rückstände aus der 

Sojaölerzeugung 

2 649 

2 839 

2 960 

3 135 

3 194 


V = vorläufig 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


41. Abgeordneter 

Rainer 

Brüderle 

(FDP) 


Von welchen Unternehmen, die Auftragneh- 
mer der Bundeswehr sind, wurden seit dem 
1. Juli 2006 jeweils wie viele Beschäftigte als 
Reserveoffiziere zu Wehrübung und Wehr- 
dienst eingezogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Mai 2008 

Wehrübungen bzw. Wehrdienst von Offizieren der Reserve, die bei 
Unternehmen beschäftigt sind, die Auftragnehmer der Bundeswehr 
sind, werden im Bundesministerium der Verteidigung nicht gesondert 
erfasst. Um zu vermeiden, dass während einer Wehrübung eine Inte- 
ressenkollision entsteht, greifen die hierzu erlassenen Bestimmungen 
in der Zentralen Dienstvorschrift (ZDv) 20/3 „Grundsatz- und Einzel- 
anweisungen für die militärische Personalführung von Reservisten 
und Reservistinnen der Bundeswehr“ wesentlich weiter. So galt bis 
zum 30. Juni 2006, dass bereits vor einer Anforderung zu einer Wehr- 
übung durch den jeweils zuständigen Truppenteil zu prüfen war, ob 
der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin des Reserveoffiziers mit der Bun- 
deswehr in Geschäftsbeziehungen steht. Wurde dies bejaht, war eine 
mögliche Interessenkollision von den jeweiligen Übungstruppenteilen 
oder den einplanenden Dienststellen in eigener Zuständigkeit zu prü- 
fen. In Zweifelsfällen war eine Entscheidung des Referats „Ermittlung 
in Sonderfällen“ (ES) im Bundesministerium der Verteidigung einzu- 
holen. 

Zum 1. Juli 2006 wurden die Bestimmungen im Zuge der Neufassung 
der ZDv 20/3 präzisiert und erweitert. Seither gilt, dass bei Personen, 
die 

• bei einem Unternehmen, das in Geschäftsverbindung zur Bundes- 
wehr steht oder das als Bewerber um Aufträge der Bundeswehr in 
Frage kommt, 

• bei einer Organisation der Wirtschaft (z. B. Wirtschaftsverband) 
oder 

• bei sonstigen Organisationen, die auf Angelegenheiten der Bundes- 
wehr Einfluss nehmen wollen, als Interessenvertreter oder Interes- 
senvertreterin (Repräsentanten, Repräsentantinnen, Lobbyisten, 
Lobbyistinnen, Berater oder Beraterinnen u. A.) 

tätig sind, während einer möglichen Wehrübung keine Interessenkolli- 
sion entstehen darf. Es muss gewährleistet sein, dass Angehörige des 
vorstehenden Personenkreises ihren Firmen oder Organisationen im 
Zusammenhang mit einem Engagement als Reservist oder Reservistin 
in der Bundeswehr keinen Wettbewerbsvorteil verschaffen können. 
Wird von den Stellen, die Reservisten/Reservistinnen zu Wehrübun- 
gen anfordern bzw. einplanen, auf Grundlage dieser Bestimmungen 
die Gefahr einer Interessenkollision bestätigt, ist seit 1. Juli 2006 vor 
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der Wehrdienstleistung immer eine Stellungnahme des Referats ES im 
Bundesministerium der Verteidigung einzuholen. 

Für Wehrübungen im Zeitraum 1. Juli 2006 bis 30. April 2008 wurden 
65 Vorgänge von Reserveoffizieren, bei denen die Gefahr einer Inte- 
ressenkollision bestätigt wurde, dem Referat ES vorgelegt. 


42. Abgeordneter In welchen Abteilungen und Dienststellen wa- 

Rainer ren diese Reserveoffiziere beschäftigt, und mit 

Brüderle welchen Aufgaben und Aufträgen? 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Mai 2008 

Die dem Referat ES bekannten vorgenannten 65 seit dem 1. Juli 2006 
durchgeführten Wehrübungen wurden außer im Bundesministerium 
der Verteidigung selbst (37) bei nachstehenden Dienststellen durchge- 
führt: 

• Einsatzführungskommando der Bundeswehr (1), 

• Streitkräfteunterstützungskommando (5), 

• Streitkräfteamt (1), 

• Euftwaffenamt (2), 

• Sanitätsamt der Bundeswehr (1), 

• IT-Amt der Bundeswehr (1), 

• Eogistikamt der Bundeswehr (4), 

• Eogistikzentrum der Bundeswehr (3), 

• Zentrum für Transformation der Bundeswehr (3), 

• Wehrbereichskommando IV (1), 

• Euftwaffenmaterialkommando (1), 

• Eogistikbrigade 1 (1), 

• Waffensystemunterstützungszentrum der Euftwaffe (2), 

• Typenbegleitmannschaft NH90 (1), 

• Führungsunterstützungsbataillon 283 (1). 

Welche Aufgaben und Aufträge im Detail wahrgenommen werden, 
liegt in der Verantwortung der Stellen, bei denen die Wehrübung ab- 
geleistet wird. Für das Führen von Übersichten, anhand derer auf den 
Einzelfall bezogen in der Rückschau festgestellt werden könnte, wel- 
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che Aufgaben und Aufträge konkret wahrgenommen wurden, besteht 
keine Notwendigkeit. 


43. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung nach dem Bericht 

Rainer des Bundesrechnungshofes zu Lobbyisten in 

Brüderle Bundesministerien weiterhin keine Notwendig- 

(FDP) keit für das Führen von Übersichten, mit wel- 

chen Aufgaben die jeweiligen Reserveoffiziere 
in den jeweiligen Abteilungen des Bundesmi- 
nisteriums der Verteidigung betraut waren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Mai 2008 

Das mit dem in der Antwort zu Ihrer Frage 41 beschriebene Verfah- 
ren zur Vermeidung von Interessenkollisionen genügt den Erforder- 
nissen der Korruptionsprävention und der Abwehr gegen Lobbyismus 
und reicht aus, um die im Bericht des Bundesrechnungshofes zur Mit- 
arbeit von Beschäftigten aus Verbänden und Unternehmen in obers- 
ten Bundesbehörden angesprochenen Risiken auch bei Wehrübungen 
von Reserveoffizieren im Bundesministerium der Verteidigung - die 
im Übrigen ohnehin auf Basis gesetzlicher Grundlagen (Wehrpflicht- 
gesetz/Soldatengesetz) durchgeführt werden - zu vermeiden. Für das 
Führen der von Ihnen angesprochenen Übersichten besteht daher un- 
verändert keine Notwendigkeit. 


44. Abgeordneter 

Dr. Rainer 
Stinner 

(FDP) 


Aus welchen Gründen ist aus Sicht der Bun- 
desregierung die Umsetzung der Arbeitszeit- 
richtlinie (2003/88/EG) im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums der Verteidigung not- 
wendig, obwohl diese Richtlinie, unter Verweis 
auf die EWG-Richtlinie 89/391 /EWG, Vertei- 
digungszwecke explizit vom Anwendungsbe- 
reich ausnimmt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 14. Mai 2008 

Der Anwendungsbereich der EU-Arbeitszeitrichtlinie kennt keine ge- 
nerelle Ausnahme für die Streitkräfte. Sie findet nach ihrem Wortlaut 
Anwendung auf alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Dies um- 
fasst bei den Streitkräften das gesamte Zivilpersonal einschließlich der 
Beamtinnen und Beamten. 

Die Arbeitszeitverordnung für die Beamtinnen und Beamten des Bun- 
des (Arbeitszeitverordnung - AZV) vom 23. Februar 2006 (BGBl. I 
S. 427) setzt nach Auffassung der Bundesregierung die Arbeitszeit- 
richtlinie und die hierzu ergangene Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes (EuGH) sachgerecht und vollständig um. Hierbei war 
zu beachten, dass aufgrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben in 
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Artikel 33 Abs. 5 GG die Arbeitsbedingungen der Beamtinnen und 
Beamten nur einseitig durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes ge- 
regelt werden können. 

Die Richtlinie gilt mithin für zivües Personal der Streitkräfte, soweit 
dem nicht Besonderheiten bestimmter spezifischer Tätigkeiten zwin- 
gend entgegenstehen. Einer weiteren „Umsetzung“ für die Statusgrup- 
pe der Beamtinnen und Beamten im Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisteriums der Verteidigung bedurfte es nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


45. Abgeordneter 

Daniel 

Bahr 

(Münster) 

(FDP) 


Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf 
aufgrund des Urteils des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 13. März 2008 (BVerwG 3 C 
27.07), das besagt, dass die Abgabe von Arz- 
neimitteln durch Drogeriemarktfilialen im 
Rahmen des Bestell- und Abholservices recht- 
mäßig ist, weil gemäß der Urteilsbegründung 
bei der Zulassung des Versandhandels für Arz- 
neimittel keine Beschränkung der Regelung 
auf das Modell der individuellen Zustellung er- 
folgt ist, und ist die Bundesregierung bereit, im 
Hinblick auf die Konsequenzen den Versand- 
handel zu verbieten oder ihn auf die individuel- 
le Zustellung zu beschränken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rolf Schwanitz 
vom 14. Mai 2008 

Die Urteilsbegründung liegt dem Bundesministerium für Gesundheit 
seit 29. April 2008 vor. Die sich daraus ergebenden möglichen Konse- 
quenzen werden derzeit sorgfältig geprüft. 

Bestrebungen, den Versandhandel für Humanarzneimittel zu verbie- 
ten oder ihn auf die individuelle Zustellung zu beschränken, bestehen 
nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


46. Abgeordneter 

Patrick 

Döring 

(FDP) 


Welche Änderungen beabsichtigt die Bundes- 
regierung in der Straßenverkehrs-Ordnung 
vorzunehmen, und welche Verkehrszeichen be- 
absichtigt die Bundesregierung insbesondere 
im Rahmen dieser Änderung zu streichen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 15. Mai 2008 

Die Bundesregierung bereitet zurzeit eine Änderung der Straßenver- 
kehrs-Ordnung (StVO) und der Allgemeinen Verwaltungsvor Schriften 
zur StVO (VwV-StVO) vor, die auf eine Reduzierung der Anzahl der 
Verkehrszeichen abzielt. 

Der Schwerpunkt des beabsichtigten „Schilderabbaus“ durch Anpas- 
sung der StVO und der diese begleitenden Verwaltungsvor Schriften 
liegt in der Reduzierung der Anordnungen für ein und dasselbe Ver- 
kehrszeichen. Dies soll durch die deutliche Straffung und Vereinfa- 
chung der Anordnungsgründe für Verkehrszeichen erreicht werden. 


47. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Entspricht die Forderung der Einführung 
eines Tempolimits von 130 km/h auf deut- 
schen Autobahnen der Meinung der Bundes- 
regierung, oder handelt es sich dabei nur um 
persönliche Äußerungen einzelner Regierungs- 
mitglieder? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 15. Mai 2008 

Die Bundesregierung plant keine Einführung eines Tempolimits von 
130 km/h auf deutschen Autobahnen. 


48. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist der Stand der Planungen bei der Besei- 
tigung der Eangsamfahrstelle auf der Siegstre- 
cke (Kursbuchstrecke 460) zwischen Nieder- 
hövels und Scheuerfeld, und welcher Zeitplan 
ist bei der Baumaßnahme vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 8. Mai 2008 

Bauherrin ist die DB Netz AG. Sie hat folgende Auskunft gegeben: 

Maßnahmen, die zur Beseitigung der Eangsamfahrstelle auf der Sieg- 
strecke (Kursbuchstrecke 460) zwischen Niederhövels und Scheuer- 
feld erforderlich sind, werden derzeit geplant. Drei Teilmaßnahmen 
sind zur Herstellung eines dauerhaften betriebssicheren Zustandes er- 
forderlich: 

- Erstellung einer Entwässerungsanlage, 

- Erstellung eines Durchlasses DN400 in km 77,768 der Strecke zur 
Ableitung des gesammelten Oberflächenwassers in einen weiter- 
führenden Gewässerlauf, 


Neuprofüierung der Böschung. 
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Der Zeitplan ist von zu berücksichtigenden rechtlichen Belangen 
(Grunderwerb von Dritten/Beschränkung der Ausführung aus Grün- 
den des Naturschutzes auf die Monate Oktober bis Februar eines 
jeden Jahres) abhängig und sieht die Ausführung der Maßnahme ab 
Oktober 2009 vor. 


49. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum erfolgte die Beseitigung der Lang- 
samfahrstelle Niederhövels-Scheuerfeld nicht 
während der Vollsperrung des Streckenab- 
schnittes Betzdorf-Wissen vom 12. bis 
30. März 2008? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 8. Mai 2008 

Nach Auskunft der DB Netz AG waren wegen des vorlaufenden 
Grunderwerbes die ausschreibungsreife Planung und Vergabe bis Ok- 
tober 2007 nicht möglich, so dass die Beseitigung der Langsamfahr- 
stelle Niederhövels-Scheuerfeld nicht vorgenommen werden konnte. 


50. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Gibt es bereits konkrete Planungen für einen 
komplett zweigleisigen Ausbau der Siegstre- 
cke, und wenn ja, wie hoch werden die Kosten 
dafür sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 8. Mai 2008 

Nach dem geltenden Bedarfsplan für die Bundesschienenwege ist der 
Ausbau der Siegstrecke nicht vorgesehen, da der Ausbaubedarf bei 
den Arbeiten zum Bundesverkehrswegeplan 2003 nicht nachgewiesen 
werden konnte. 


51. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hat sich die Neuzulassung von folgenden 
Autos seit Januar 2006 (falls schon auf dem 
Markt) entwickelt: A3 1.9 TDI e/Sportback, 
BMW 318d Touring, Ford Focus C-MAX 1.6 
TDCi, Focus C-MAX 1.6 TDCi, Honda Jazz 
1.2, Jazz 1.4 LS, Civic Hybrid, Civic 5dr, 
MERCEDES A 160 CDI, OPEL Corsa 1.3 
CDTI Ecotec, SEAT Ibiza 1.4 TDI DPF, 
SMART smart fortwo coupe 45 kW, smart 
fortwo coupe 52 kW, smart fortwo cabrio 
52 kW, VW Polo BlueMotion, Golf 1.4 TSI 
DSG, FIAT 500 1.3 Multijet 16V, Panda 1.2 
8V, Panda 1.3 Multijet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 8. Mai 2008 

Nach Recherchen des Kraftfahrt-Bundesamts stellt sich die Entwick- 
lung der betreffenden Fahrzeuge wie folgt dar: 


Fahrzeugmodell 

Anzahl Fahrzeuge 
im Bestand am 
01.01.2006 

Anzahl Fahrzeuge 
im Bestand am 
01.01.2008 

Anzahl Neuzulas- 
sungen von Jan. bis 
Apr. 2008 

Audi A3 1 .9 TDI e/Sportback 

773 

17 345 

2 678 

BMW 318d Touring 

0 

6 349 

7 

Ford Focus C-MAX 1.6 TDCi 

19 

329 

25 

Honda Jazz 1 .2 

0 

2 760 

1 972 

Honda Jazz 1 .4 

0 

4.263 

1 770 

Honda Civic Hybrid 

0 

1.558 

357 

Honda Civic 5dr 

685 

22 787 

3 001 

Mercedes A 160 CDI 

0 

7 308 

1 937 

Opel Corsa 1 .3 CDTI Ecotec 

0 

11 321 

2 135 

Seat Ibiza 1.4 TDI DPF 

9 

1 099 

336 

Smart fortwo coupe 45 kW 

0 

7 655 

1 027 

Smart fortwo coupe 52kW 

0 

11 121 

3 890 

Smart fortwo cabrio 52 kW 

0 

3 043 

1 675 

VW Polo BlueMotion 

0 

4 398 

24 

VW Golf 1.4 TSIDSG 

0 

5 385 

5411 

Fiat 500 1.3 Multijet 16V 

0 

146 

580 

Fiat Panda 1.2 8V 

0 

63 

12 

Fiat Panda 1.3 Multijet 

0 

373 

94 


52. Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Vorhaben des Ausbaus, des Neubaus 
oder der Erhaltung bzw. Sanierung, auch von 
Brücken, gibt es im Streckenabschnitt der Bun- 
desautobahn 8 vom Autobahnkreuz München- 
Süd bis zur Staatsgrenze nach Österreich, und 
in welcher der rechtlich definierten Phasen der 
Bundesfernstraßenplanung und -erhaltung 
befinden sich jeweils diese Vorhaben, einzeln 
aufgeschlüsselt für jedes Teilprojekt bzw. die 
einzelnen Streckenabschnitte oder Brücken- 
bauwerke? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 9. Mai 2008 

Die Ausbauvorhaben auf der Bundesautobahn 8 zwischen dem 
Dreieck München-Süd und der Staatsgrenze nach Österreich gliedern 




Drucksache 16/9210 


-44- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


sich nach den rechtlich definierten Phasen der Bundesfernstraßenpla- 
nung in die nachstehenden sechs Teilabschnitte: 


Vorhaben; 

Teilabschnitte: 

Planungsphasen: 

8-streifiger Ausbau 

Dreieck München/Süd-Dreieck Inntal 

ohne Planung 

6-streifiger Ausbau 

Dreieck Inntal-Rosenheim 

in Verkehr 

6-streifiger Ausbau 

Rosenheim-Bemau 

Planfeststellung in 
Vorbereitung 

6-streifiger Ausbau 

Bemau-Felden 

ohne Planung 

6-streifiger Ausbau 

Felden-Grabenstädt 

ohne Planung 

6-streifiger Ausbau 

Grabenstädt-Staatsgrenze Österreich 

Vomntersuchungen 


Im Teilabschnitt Grabenstädt-Staatsgrenze Österreich soll nach 
Abschluss des laufenden Planfeststellungsverfahrens im Spätsommer 
dieses Jahres im kommenden Jahr mit dem Neubau der Talbrücke 
Bergen begonnen werden. 

Im gleichen Teilabschnitt sind im Umfeld von Neukirchen zwei Über- 
führungsbauwerke im Zuge von Gemeindeverbindungsstraßen er- 
neuert worden, ein drittes wird im Herbst dieses Jahres fertiggesstellt. 

Aussagen zu weiteren konkreten Erhaltungsmaßnahmen in den kom- 
menden Jahren sind zurzeit noch nicht möglich. 


53. Abgeordneter 

Hellmut 

Königshaus 

(FDP) 


Welche Kosten sind in den vergangenen zehn 
Jahren für die Investitionen zur Kapazitätser- 
weiterung am Flughafen Tegel (insbesondere 
für den Bau neuer Abfertigungsgebäude, neuer 
Parkhäuser und zusätzlicher Erschließungsan- 
lagen sowie sonstiger „Optimierungsmaßnah- 
men“) angefallen, und hätten nicht stattdessen 
die vorhandenen Anlagen in Tempelhof kos- 
tengünstiger weitergenutzt werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 13. Mai 2008 

Am Flughafen Tegel wurden/werden in den Jahren 1999 bis 2008 In- 
vestitionen in Höhe von insgesamt rund 40 Mio. Euro zum Zwecke 
der Kapazitätsausschöpfung (insbesondere Errichtung Terminal C 
und D, Erweiterung Vorfeldfiächen und Errichtung Parkhaus 5) ge- 
tätigt. 

Die in der Regel den Flughafen Tegel anfiiegenden Euftfahrzeuge 
(B737/A320 und größer) hätten von den Euftfahrtunternehmen am 
Flughafen Tempelhof aufgrund der zu geringen Fänge der Start-/Ean- 
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debahnen nicht wirtschaftlich eingesetzt werden können. Vor diesem 
Hintergrund kam eine kostengünstigere Nutzung der Anlagen in Tem- 
pelhof nicht in Betracht. 


54. Abgeordneter 

Hellmut 

Königshaus 

(FDP) 


Inwieweit ist im Planfeststellungsverfahren für 
den neuen Flughafen BBI die im „Konsensbe- 
schluss“ aus dem Jahr 1996 nicht vorgesehene 
und seit dem Planfeststellungsbeschluss sogar 
beschleunigte Ausweitung der Kapazitäten in 
Tegel berücksichtigt und somit vom Bundes- 
verwaltungsgericht gebilligt worden, falls nein, 
gefährdet diese nicht die Rechtssicherheit für 
den Bau des neuen Flughafens BBI mehr, als 
es der Weiterbetrieb von Tempelhof zumindest 
bis zur Inbetriebnahme von BBI hätte tun kön- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick 
vom 13. Mai 2008 

Der Planfeststellungsbeschluss für den Ausbau des Flughafens Berlin- 
Schönefeld genehmigt die baulichen Anlagen, die für den zu erwarten- 
den Verkehr in der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg langfristig 
notwendig sind, und baut auf dem Sachstand zum Zeitpunkt der Ent- 
scheidung auf Die Luftverkehrsprognose, die den erwarteten Bedarfs- 
steigerungen zugrunde liegt, wurde vom Bundesverwaltungsgericht 
mit Urteil vom 16. März 2006 nicht beanstandet. Im Übrigen geht der 
Planfeststellungsbeschluss unabhängig von dem tatsächlichen Passa- 
gieraufkommen von der Schließung der innerstädtischen Flughäfen 
zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Flughafens Berlin Branden- 
burg International aus. 


55. Abgeordnete 

Dorothee 
Menzner 
(DIE LINKE.) 


Mit welchen gesetzlichen und vertraglichen 
Regelungen will die Bundesregierung bei einer 
Kapitalprivatisierung von Teilen der Deut- 
schen Bahn AG gewährleisten, dass - gemäß 
den Vorgaben der Europäischen Union - die 
unternehmerischen und operativen Entschei- 
dungen des Netzbereichs unabhängig von den- 
jenigen der Transportbereiche getroffen wer- 
den, und welche, über die im „Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuorganisation der Eisenbah- 
nen des Bundes“ auf Bundestagsdrucksache 
16/6383 hinausgehenden gesetzlichen Regelun- 
gen erwägt die Bundesregierung zu treffen, um 
die Qualität und die Kapazität der vorhande- 
nen Bundesschienen-Infrastruktur auf Dauer 
zu gewährleisten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 13. Mai 2008 

Die gesetzlichen Regelungen zur Unabhängigkeit öffentlicher Betrei- 
ber der Schienenwege bleiben unverändert. Über die Erhaltung und 
den Ausbau der Schienenwege wird eine Vereinbarung zwischen dem 
Bund und der Deutschen Bahn AG (DB AG) geschlossen. 


56. Abgeordnete 

Dorothee 
Menzner 
(DIE EINKE.) 


Wie begründet die Bundesregierung, dass ein 
Zusammenfassen der Bereiche Personenfern- 
verkehr, Personennahverkehr und Güterver- 
kehr der Deutschen Bahn AG zu einer eigen- 
ständigen kapitalprivatisierten Holdinggesell- 
schaft keine Verschmelzung wesentlicher Teile 
der Deutschen Bahn AG darstellt, und wie ent- 
spricht dies den Vorgaben des Deutsche Bahn 
Gründungsgesetzes (DBGrG)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 13. Mai 2008 

§ 2 Abs. 2 des Deutsche Bahn Gründungsgesetzes regelt den Eall, dass 
die DB AG aufgelöst, mit einer der dort genannten Aktiengesellschaf- 
ten verschmolzen oder auf die dort genannten Aktiengesellschaften 
aufgespalten werden soll. Keine dieser drei Varianten ist vorgesehen. 


57. Abgeordnete 

Brigitte 

Pothmer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann ist, bezugnehmend auf die Kleine 
Anfrage auf Bundestagsdrucksache 16/2560 
zur Bundesautobahn 39 und dem bereits er- 
folgten Abschluss der landesplanerischen Eest- 
stellung des Eandes Niedersachsen mit der Be- 
rechnung eines aktuellen Nutzen-Kosten-Ver- 
hältnisses für das Einzelprojekt der Bundesau- 
tobahn 39 zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 8. Mai 2008 

Mit Ergebnissen aus der aktuellen Berechnung des Nutzen-Kosten- 
Verhältnisses ist im Sommer 2008 zu rechnen. 


58. Abgeordnete 

Brigitte 

Pothmer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Weise arbeiten in der Wirtschaft- 
lichkeitsanalyse des Projektes der Bund und 
das Eand Niedersachsen zusammen, und wel- 
che Zwischenergebnisse gibt es bisher? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 8. Mai 2008 

Auf Grundlage der Daten des Landes Niedersachsen wird auf Basis 
der Bewertungsmethodik der Bundeswegeplanung das Nutzen-Kos- 
ten-Verhältnis ermittelt. Zwischenergebnisse dazu werden nicht ermit- 
telt und liegen somit auch nicht vor. 


59. Abgeordnete 

Daniela 

Raab 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung mittlerweile die 
bereits für das Jahr 2006 angekündigten Ver- 
kehrsprognosen aus Deutschland, Österreich 
und von der Europäischen Kommission über 
die Auswirkungen des Baus eines Brenner- 
basistunnels vor, und wenn ja, wie sehen diese 
aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 13. Mai 2008 

In Österreich wurde nach internen Abstimmungen Ende 2007 der Ent- 
wurf einer Verkehrsprognose zum Brennerbasistunnel Deutschland, 
Italien und der EU-Kommission zur Kenntnis gegeben. Dabei sind 
Widersprüche und mangelnde Vergleichbarkeit mit der Prognose zum 
alpenquerenden Verkehr in der Schweiz zutage getreten. Bis Mitte 
2008 sollen diese Widersprüche aufgelöst werden. 


60. Abgeordnete 

Daniela 

Raab 

(CDU/CSU) 


In welcher Eorm werden die Planungen der 
Bundesregierung zum Nordzulauf des Bren- 
ners auf bayerischer Seite vorangetrieben, 
nachdem die Einanzierung des Brennerbasis- 
tunnels auf österreichisch-italienischer Seite ge- 
klärt und damit ein Baubeginn absehbar ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 13. Mai 2008 

Nach Informationen der Bundesregierung ist die Einanzierung für 
den Bau des Brennerbasistunnels weder in Österreich noch in Italien 
abschließend geklärt. 

In Deutschland wurde bis 2001 die vorhandene zweigleisige Strecke 
auf eine Kapazität von 260 Zügen pro Tag (München-Rosenheim 292 
Züge/Tag) ausgebaut. 

Entsprechend einer 1994 geschlossenen Vereinbarung der Verkehrs- 
minister Deutschlands, Italiens und Österreichs über den viergleisigen 
Ausbau der gut 400 km langen Strecke München- Verona ist der Aus- 
bau der Zulaufstrecken (darunter auch der viergleisige Ausbau Mün- 
chen-Kiefersfelden-Grenze Deutschland/Österreich) so vorgesehen, 
dass er rechtzeitig mit Eertigstellung des Brennerbasistunnels entspre- 
chend dem Bedarf realisiert werden soll. Eine regelmäßig tagende tri- 
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laterale Arbeitsgruppe (Deutschland, Österreich, Italien) sorgt für den 
Gleichklang der jeweiligen Planungen. 


61. Abgeordnete 
Elisabeth 
Scharfenberg 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Eolgen für die Schadstoffbelastung 
und die Eärmbelästigung sieht die Bundes- 
regierung vor dem Hintergrund, dass der an- 
und abfahrende Verkehr bei der Ausfahrt aus 
der geplanten Tank- und Rastanlage Haßberge 
an der Maintalautobahn westlich von Staffel- 
bach in Richtung Bamberg eine Steigung von 
ca. Hm zu überwinden hätte, wodurch insbe- 
sondere durch Ekw während der Beschleuni- 
gung erheblicher Eärm und Schadstoffe entste- 
hen, und welche Eärmschutzmaßnahmen bzw. 
Eärmschutzstandorte gedenkt die Bundesregie- 
rung vor dem Hintergrund der direkten Nach- 
barschaft der nur 670 m von der bestehenden 
Wohnbebauung in der Ortschaft geplanten 
Tank- und Rastanlage vorzusehen? 


62. Abgeordnete 

Elisabeth 
Scharfenberg 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie groß wird nach Einschätzung der Bundes- 
regierung die Eläche sein, die durch den Neu- 
bau der Tank- und Rastanlage sowie die Zu- 
fahrtswege versiegelt werden wird, und welche 
Auswirkung für die Entwicklungsmöglichkei- 
ten der Ortschaft Staffelbach hat nach Ein- 
schätzung der Bundesregierung der geplante 
Raststättenneubau vor dem Hintergrund der 
besonderen Eage der Ortschaft zwischen der 
Autobahn im Norden, der Bahnlinie und dem 
Main im Süden und der Tatsache, dass eine 
Ortserweiterung nur in westlicher Richtung 
möglich ist, wo die Tank- und Rastanlage ge- 
plant wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 14. Mai 2008 

Die Prägen 61 und 62 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. Derzeit erstellt die Straßenbauverwaltung des 
Preistaates Bayern den Vorentwurf für den Neubau der bewirtschafte- 
ten Rastanlage Haßberge im Zuge der Autobahn 70. Dabei werden 
die gesetzlichen Vorgaben zum Schutz der Bevölkerung vor schädli- 
chen Einwirkungen beachtet. In dieser Planungsphase erfolgt eine 
prognostische Ermittlung von Belastungen durch Eärm und Euft- 
schadstoffe, wobei konkrete Aussagen hierzu im derzeitigen Planungs- 
stadium noch nicht gemacht werden können. Gleiches gilt für die Plä- 
chenversiegelung. 

Eangjährige Erfahrungen mit der Beurteilung der Eärm- und Schad- 
stoffbelastung durch Rastanlagen zeigen, dass diese im Vergleich zu 
den vom Verkehr auf der Autobahn verursachten Belastungen nur 
sehr gering sind. Das der Vorentwurfsplanung zugrunde liegende 
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Standortkonzept weist einen Abstand der Lkw-Parkplätze auf der 
Rastanlage zum Ortsrand Staffelbach von etwa 850 m aus. Die der 
Autobahn nächstgelegene Bebauung von Staffelbach hat einen Ab- 
stand von nur ca. 60 m. Auch dies macht deutlich, dass die Belastung 
für den Ortsbereich Staffelbach im Wesentlichen nicht durch die Rast- 
anlage bestimmt wird. 

Im Übrigen weise ich darauf hin, dass die Steigungsverhältnisse von 
1 1 m in der Örtlichkeit nicht vorliegen. Vielmehr beträgt der auf einer 
Länge von ca. 400 m zu überwindende Höhenunterschied nur 2 m. 

Aufgrund des großen Abstandes zwischen der Ortslage von Staffel- 
bach und der geplanten Rastanlage sind zukünftige Erweiterungen 
der Ortschaft Staffelbach in Richtung Nordwesten weiterhin möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


63. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(FDP) 


Wie viele Wale und Delfine welcher Herkunft 
wurden seit Beginn der 14. Wahlperiode nach 
Deutschland importiert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 8. Mai 2008 

Seit Beginn der 14. Wahlperiode erteilte das Bundesamt für Natur- 
schutz keine Einfuhrgenehmigungen für den dauerhaften Verbleib 
von Delfinen oder Walen in Deutschland. 

Allerdings wurde im Jahr 2000 die vorübergehende Einfuhr mit an- 
schließender Wiederausfuhr von vier Delfinen der Art Tursiops trun- 
catus nach Deutschland für wissenschaftliche Zwecke genehmigt. Da- 
bei handelte es sich um der Natur entnommene Delfine, zwei wurden 
vor dem Inkrafttreten des CITES-Übereinkommens der Natur ent- 
nommen (1972 und 1974) und die zwei übrigen Tiere ca. 1980. 

Es wird ergänzend auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage der 
Abgeordneten Undine Kurth (Quedlinburg) u. a. - Bundestagsdruck- 
sache 16/1210 - hingewiesen. 


64. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(FDP) 


Unterstützt die Bundesregierung die Forde- 
rung des Wal- und Delfinschutzforums 
(WDSF) nach einem ausnahmslosen Import- 
verbot für Wale und Delfine nach Deutsch- 
land, und wie begründet sie ihre Haltung? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 8. Mai 2008 

Ein ausnahmsloses Importverbot für der Wildnis entnommene Wale 
und Delfine in die EU besteht nach der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
des Rates über den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und 
Pflanzenarten durch Überwachung des Handels, wenn die Tiere kom- 
merziell genutzt werden sollen. Nur zu Eorschungs- und Bildungszwe- 
cken sowie zur Bestandserneuerung dürfen der Wildnis entnommene 
Wale und Delfine in die EU importiert werden. Nachweislich gezüch- 
tete, nicht der Wildnis entnommene Wale und Delfine dürfen nach Er- 
teilung einer Importgenehmigung auch zu kommerziellen Zwecken in 
die EU eingeführt werden. Die in den Gewässern der Gemeinschaft 
natürlich vorkommenden Walarten unterliegen zudem den Entnahme- 
und Handelsverboten der Eauna-Elora-Habitat-Richtlinie. 

Auch hierzu wird ergänzend auf die Beantwortung der Kleinen Anfra- 
ge der Abgeordneten Undine Kurth (Quedlinburg) u. a. - Bundestags- 
drucksache 16/1210 - hingewiesen. 


65. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung anhand entspre- 
chender Verweise bestätigen, ob die EG-Bade- 
gewässerrichtlinie (Richtlinie 2006/7/EG) in 
nationales und Bundesländerrecht fristgerecht 
am 23. März 2008 in Deutschland umgesetzt 
wurde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 8. Mai 2008 

Die EG-Badegewässerrichtlinie wird in Deutschland durch Verord- 
nungen der Eänder in nationales Recht umgesetzt. Der Bund-Eänder- 
Arbeitskreis (BEAK) „Badegewässer“ hat hierzu bis Ende 2006 unter 
maßgeblicher Mitwirkung des Bundesministeriums für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit eine Musterverordnung erarbeitet. 
Darauf basierend waren bis zum 30. April 2008 in zwölf Bundeslän- 
dern novellierte Badegewässerverordnungen in Kraft getreten. 


66. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern wird die Bundesregierung im Rah- 
men der Umsetzung der Badegewässerricht- 
linie Strategien erarbeiten, um die Erarbeitung 
von Badegewässerprofilen in den Bundeslän- 
dern bzw. von Maßnahmen gegen die Massen- 
vermehrung von Cyanobakterien (Blaualgen) 
zu flankieren? 


67. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welchen Maßnahmen wird die Bundesre- 
gierung dazu beitragen, dass die Zahl gemelde- 
ter Badestellen nicht weiter abnimmt, sondern 
wieder den Ausgangswert von 1991 erreicht? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 8. Mai 2008 

In Deutschland sind die Bundesländer für die fachliche Umsetzung 
und den weiteren Vollzug der EG-Badegewässerrichtlinie verantwort- 
lich. Der BLAK „Badegewässer“ unterstützt die Arbeiten koordinie- 
rend. Eine eigene Strategie der Bundesregierung zur fachlichen Um- 
setzung der Badegewässerrichtlinie sowie Maßnahmen der Bundes- 
regierung zur Erhöhung der Zahl von Badegewässern wird es nicht 
geben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


68. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(EDP) 


Trifft es zu, dass Kamerun jährlich Budgethilfe 
von Deutschland in Höhe von ca. 34 Mio. Eu- 
ro erhält und die Zahlung bis 2010 verdoppelt 
werden soll (NDR Info, Echo der Welt-Beitrag 
4. Mai 2008)? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 15. Mai 2008 

Nein, dies trifft nicht zu. Deutschland hat Kamerun anlässlich der letz- 
ten Regierungsverhandlungen im Jahr 2006 insgesamt 34 Mio. Euro 
für die entwicklungspolitische Zusammenarbeit zugesagt, davon 
22 Mio. Euro für die Einanzielle Zusammenarbeit und 12 Mio. Euro 
für die Technische Zusammenarbeit. Die Zusage für die Einanzielle 
Zusammenarbeit umfasst eine Zusage für eine Sektorbudgethilfe zur 
Unterstützung der Umsetzung der kamerunischen Eorstpolitik in 
Höhe von 7,5 Mio. Euro. 

Die Umsetzung der Zusage für die Sektorbudgethilfe zur Unterstüt- 
zung der Umsetzung der kamerunischen Eorstpolitik befindet sich 
zurzeit in der Prüfung. Derzeit erhält Kamerun von Deutschland also 
weder Allgemeine Budgethilfe noch Sektorbudgethilfe. 

Eür die nächsten Regierungsverhandlungen im zweiten Halbjahr 2008 
ist keine Zusage für Allgemeine Budgethilfe oder Sektorbudgethilfe 
vorgesehen. Die geplante Zusage beträgt 30 Mio. Euro, davon 18 
Mio. Euro für die Einanzielle Zusammenarbeit und 12 Mio. Euro für 
die Technische Zusammenarbeit. 


69. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(EDP) 


Wie stellt die Bundesregierung sicher, beson- 
ders in Anbetracht der Aussage im „NDR In- 
fo“-Hörfunkprogramm am 4. Mai 2008, dass 
„Zyniker fragen, warum die deutschen Steuer- 
Millionen nicht gleich in die Schweiz überwie- 
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sen werden“, dass die Budgethilfe in Kamerun 
den vereinbarten Zwecken entsprechend ver- 
wendet wird? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 15. Mai 2008 

Die geplante Sektorbudgethilfe soll der Unterstützung der kameruni- 
schen Forstpolitik, die auf den Schutz sowie die nachhaltige Nutzung 
der kamerunischen Forstressourcen ausgerichtet ist, dienen. Die ka- 
merunische Forstpolitik wird international positiv und als vorbildlich 
für den Walderhalt und Klimaschutz in der Kongobeckenregion ein- 
geschätzt. 

Die Weltbank, die Globale Umweltfazilität (GEF), das Vereinigte Kö- 
nigreich und Frankreich haben bisher insgesamt 40 Mio. Euro in 
Form von Sektorbudgethilfe zu ihrer Umsetzung zur Verfügung ge- 
stellt. Auch die EU und Kanada haben Interesse an einer Beteiligung 
an diesem Gemeinschaftsvorhaben geäußert. Der Eigenbeitrag Kame- 
runs für die Jahre 2007 bis 2011 beträgt 29,5 Mio. Euro. 

Die Bundesregierung erwartet, dass die Beteiligung Deutschlands an 
der Sektorbudgethüfe über den gemeinschaftlichen Politikdialog mit 
den anderen Gebern zu einer weiteren Verbesserung der Qualität der 
Politik und der Institutionen Kameruns in den für den globalen 
Klimaschutz und die globale Artenvielfalt außerordentlich wichtigen 
Wäldern Kameruns beiträgt. 

Die Bundesregierung hält die mit der Forstsektorbudgethilfe verbun- 
denen Risiken für beherrschbar. Im Rahmen der in der Antwort zu 
Frage 68 genannten Prüfung der geplanten Sektorbudgethilfe werden 
geeignete Verfahren zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Mit- 
telverwendung erarbeitet und geprüft. Hierzu zählen unter anderem 
die strikte Verknüpfung von Auszahlungen an ein positives Ergebnis 
einer jährlichen Finanzüberprüfung des Haushalts des kamerunischen 
Forstministeriums durch einen unabhängigen Wirtschaftsprüfer, die 
strikte Verknüpfung von Auszahlungen an das Erreichen von Politik- 
und Verwaltungsfortschritten seitens des kamerunischen Forstministe- 
riums (Politik-Konditionalitäten) sowie der Einsatz von externen 
Langzeitberatern im Forstministerium zur Verbesserung des Haus- 
haltswesens. 


Berlin, den 16. Mai 2008 
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